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Einleitung 

Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregierung mit 
seinem einstimmigen Beschluß vom 3. Juli 1969 er- 
sucht, , r auf der Grundlage einer konkreten räumlichen 
Zielvorstellung für die Entwicklung des Bundesgebie- 
tes die regionale Verteilung der raumwirksamen Bun- 
desmittel in einem Bundesraumordnungsprogramm 
festzulegen". 

Die Ministerpräsidenten der Länder haben es in ihrer 
Konferenz vom 13. bis 15. Oktober 1970 für dringend 
geboten gehalten, ,,daß die aufgrund des § 8 des 
Raumordnungsgesetzes zwischen Bund und Ländern 
gebildete Ministerkonferenz für Raumordnung alsbald 
ein solches Programm ausarbeitet". Dabei sollen sich 
wesentliche Grundlagen aus den von den Ländern 
aufgestellten Zielen der Raumordnung und Landespla- 
nung ergeben. 

Nach eingehender Beratung hat die Ministerkonferenz 
für Raumordnung über das vorliegende Programm 
Übereinstimmung erzielt. Mit diesem Programm 
werden 

— die qualitativen Zielsetzungen, die sich aus dem 
Raumordnungsgesetz ableiten lassen, 

— die Zielsetzungen der verschiedenen Fachplanun- 
gen der Bundesressorts und 

— die Zielsetzungen der Landesentwicklung 

erstmals in den Rahmen einer Konzeption für die ge- 
samträumliche Entwicklung der Bundesrepublik 
Deutschland gestellt. 

1 Verbesserung der Lebensqualität durch eine 
langfristige Strategie für die großräumige 
Entwicklung des Bundesgebiets 

l.l 

Ausgangspunkt und Grundlage dieses Programms ist 
das Raumordnungsgesetz vom 8. April 1965. Es enthält 
für Bund und Länder den Auftrag, in allen Gebieten 
der Bundesrepublik Deutschland gesunde Lebens- und 
Arbeitsbedingungen sowie ausgewogene wirtschaftli- 
che, soziale und kulturelle Verhältnisse zu schaffen, zu 
sichern und weiterzuentwickeln. Durch eine langfri- 
stig angelegte Raumordnungspolitik, welche die Erfor- 
dernisse des Gesamtstaates zur Geltung bringt, wollen 
Bund und Länder ihren Beitrag dazu leisten, daß in 
allen Teilen des Bundesgebiets die räumlichen Vor- 
aussetzungen für ein ausreichendes Niveau als Min- 
destmaß an Lebensqualität gewährleistet und die Le- 
bensbedingungen verbessert werden. Die Länder wir- 
ken bereits durch Programme und Pläne auf dieses Ziel 
hin. Das Bundesraumordnungsprogramm soll als ge- 
meinsame Konzeption von Bund und Ländern für die 
gesamträumliche Entwicklung des Bundesgebiets 
gleichwertige Lebenschancen für alle Bürger unseres 
Landes schaffen und auf Dauer sichern. 

Zur Lebensqualität gehören ein ausreichendes Ange- 
bot an Wohnungen, Erwerbsmöglichkeiten und öffent- 


lichen Infrastruktureinrichtungen in zumutbarer Ent- 
fernung und eine menschenwürdige Umwelt. Diese 
Bestandteile der Lebensqualität müssen gleichzeitig 
gewährleistet werden, sie sind nicht austauschbar. 
Voraussetzung hoher Lebensqualität und gleichwerti- 
ger Chancen in allen Teilräumen des Bundesgebiets 
ist eine langfristige Sicherung der Ressourcen. 

Das Bundesraumordnungsprogramm vertritt die Politik 
eines differenzierten und qualitativen Wachstums. 

Das gewollte quantitative Wachstum des Sozialpro- 
dukts ist nicht alleiniger Maßstab wirtschaftlichen, ge- 
sellschaftlichen und politischen Handelns und Fort- 
schritts, sondern es müssen auch die Fragen des Wo, 
Wie und Wofür des wirtschaftlichen Wachstums be- 
rücksichtigt werden. Was einzelnen Gruppen oder 
Teilräumen relative ökonomische Vorteile bringt, die 
Allgemeinheit aber unverhältnismäßig stark belastet, 
muß unterbleiben. Umgekehrt muß das Wachstum in 
jenen Teilräumen gesteigert werden, in denen Ange- 
bot und Nachfrage an Gütern und Dienstleistungen 
bisher unter dem Niveau liegt, das für ein qualitativ 
befriedigendes Leben erforderlich ist. 

Das Ziel, die Lebensqualität in allen Teilräumen des 
Bundesgebiets zu verbessern und zu sichern, ist so- 
wohl in Verdichtungsräumen als auch im ländlichen 
Raum bedroht: 

— In einigen Verdichtungsräumen nähern sich die 
Umweltbedingungen einer kritischen Belastungs- 
grenze; durch den starken Zustrom von Menschen 
werden Einrichtungen der Infrastruktur und die 
natürlichen Lebensgrundlagen bis an die Grenze 
der Belastbarkeit beansprucht, zum Teil bereits 
überlastet. 

— In weiten Teilen des ländlichen Raumes fehlen 
funktionsfähige Siedlungsstrukturen; die Ausstat- 
tung mit Einrichtungen der Infrastruktur ist unge- 
nügend, ausreichende Erwerbsmöglichkeiten sind 
nicht vorhanden. 

Die Raumordnungspolitik hat diesen Fehlentwicklun- 
gen entgegenzuwirken, damit die räumlichen Dispari- 
täten sich in der Zukunft nicht weiter verschärfen, 
vielmehr nach Möglichkeit ab gebaut werden können. 

1.2 

Auf der Grundlage der Grundsätze und Ziele der 
Raumordnung und Landesplanung muß der Abbau 
großräumiger Disparitäten vor allem durch die Fach- 
planungen mit ihren die Raum- und Siedlungs Struktur 
beeinflussenden Maßnahmen im Rahmen des vorlie- 
genden Programms bewirkt werden. Auch die Vertei- 
digungspolitik, deren Erfordernisse mit anderen Erfor- 
dernissen der Raumordnung vielfach nicht im Ein- 
klang stehen, leistet im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
einen Beitrag zur angestrebten Raum- und Siedlungs- 
struktur. 

Das Bundesraumordnungsprogramm stellt den ge- 
samträumlichen und überfachlichen Orientierungsrah- 
men dar, der es dem Bund und den Ländern ermögli- 
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chen oder erleichtern soll, für raumbedeutsame Pla- 
nungen und Maßnahmen eine größere Effizienz zu 
erreichen. Dies gilt auch für den Einsatz raumwirksa- 
mer Bundesmittel. Auf entsprechende Anpassung der 
raumwirksamen Planungen und Maßnahmen an die 
Zielaussagen des Programms werden der Bund und die 
Länder in eigener Verantwortung hinwirken. Als ein 
Programm der Koordinierung sollen es die Fachpla- 
nungen der Bundesressorts sowie die Landesplanung 
in den Ländern beachten. Aussagen des Programms, 
die in den Ländern als Ziele der Raumordnung und 
Landesplanung aufgestellt werden, sind von den Be- 
hörden des Bundes und der Länder, den Gemeinden 
und Gemeindeverbänden sowie den sonstigen in § 4 
Abs. 5 ROG genannten Planungsträgern zu beachten 
(§ 5 Abs. 4 ROG). 

Die Notwendigkeit, den Einsatz raumwirksamer Mittel 
zu koordinieren, ergibt sich aus Analysen und Progno- 
sen von Entwicklungstendenzen für die einzelnen 
Teilräume des Bundesgebiets. Die dabei zutage treten- 
den Disparitäten weisen darauf hin, daß dieser Mittel- 
einsatz mangels eines Konzepts für die großräumige 
Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland bisher 
nicht ausreichend unter Gesichtspunkten der Verbes- 
serung der Raum- und Siedlungsstruktur abgestimmt 
war. Prognosen zeigen, daß sich die räumlichen Fehl- 
entwicklungen in Zukunft verstärken können, wenn 
die von Bund und Ländern gemeinsam entwickelten 
Zielvorstellungen nicht rechtzeitig verwirklicht wer- 
den. Das Vorliegen des Bundesraumordnungspro- 
gramms wird in Staat und Gesellschaft die Einsicht 
und die Bereitschaft zum koordinierten Einsatz raum- 
wirksamer Mittel verstärken. 

2 Der Ansatz für das Programm 

Das Bundesraumordnungsprogramm soll auf raumbe- 
deutsame Planungen und Maßnahmen so einwirken, 
daß gleichwertige Lebensbedingungen in allen Teilen 
des Bundesgebiets geschaffen und erhalten werden. 
Dazu soll nach dem Prinzip einer schrittweisen, konti- 
nuierlichen Engpaßbeseitigung die Struktur derjeni- 
gen Teilräume des Bundesgebiets schwerpunktmäßig 
verbessert werden, die in ihrer Entwicklung am weite- 
sten unter dem Bundesdurchschnitt liegen. Nur so 
kann verhindert werden, daß als Folge besonderer 
Strukturschwächen größere Teilräume sich in zuneh- 
mendem Maße entleeren und für die verbleibende 
Bevölkerung die soziale Benachteiligung zunimmt. 

2.1 

Unterschiede im Entwicklungsland zwischen Teilräu- 
men des Bundesgebiets bestehen in 

— der Ausstattung mit Einrichtungen der Infra- 
struktur, 

— dem Angebot von Erwerbsmöglichkeiten, 

— der Umweltsituation sowie in 

— der Siedlungsstruktur. 

Das Bundesraumordnungsprogramm weist als raum- 
ordnungspolitische Schwerpunkträume diejenigen 
Teilräume des Bundesgebiets aus, die infrastrukturell 
und/oder wirtschaftsstrukturell am weitesten unter 
dem Bundesdurchschnitt liegen. Hierbei ist in einem 


ersten Ansatz versucht worden, zur Ermittlung groß- 
räumiger Strukturunterschiede raumbezogene gesell- 
schaftliche Indikatoren heranzuziehen. 

Sinn und Zweck der Ausweisung dieser Schwerpunkt- 
räume ist es, den Einsatz raumwirksamer Mittel künf- 
tig so zu gestalten, daß er in stärkerem Maße als bisher 
diesen Räumen zugute kommt. 

2.2 

Als wesentliches Instrument dieses Programms für die 
räumliche und fachliche Bündelung der jeweiligen 
Förderungsmaßnahmen und zugleich für die Verbesse- 
rung der Siedlungs Struktur dienen Entwicklungszent- 
ren und großräumig bedeutsame Achsen. Das Konzept 
der Entwicklungszentren geht von dem System der 
zentralen Orte aus. 

Der Ausbau solcher Zentren und Achsen ist insbeson- 
dere in den vom Programm ausgewiesenen raumord- 
nungspolitischen Schwerpunkträumen erforderlich, 
um dort nachhaltige und weiträumige Entwicklungs- 
impulse auszulösen. Aber auch außerhalb von Schwer- 
punkträumen kommt eine Förderung von Entwick- 
lungszentren dort in Betracht, wo es zum Abbau erheb- 
licher Disparitäten einer stärkeren räumlichen 
Schwerpunktbildung bedarf. 

Das Bundesraumordnungsprogramm enthält keine 
Zielaussagen für zentrale Orte und für die Siedlungs- 
struktur außerhalb der Entwicklungszentren und groß- 
räumig bedeutsamen Achsen. Die Entwicklungszent- 
ren werdem wie die zentralen Orte von den Ländern 
festgelegt. Das gleiche gilt für Achsen, soweit sie nicht 
wegen ihrer großräumigen Bedeutung im Bundes- 
raumordnungsprogramm auf der Grundlage der Pro- 
gramme und Pläne der Länder ausgewiesen sind. 

3 Bedeutung des Programms 

Mit dieser langfristigen Strategie für die großräumige 
Entwicklung des Bundesgebiets sollen Abwanderun- 
gen der Bevölkerung aus einzelnen Teilräumen nach 
Möglichkeit verhindert und gleichzeitig die zum Aus- 
gleich der Disparitäten erforderliche Konzentration der 
verfügbaren Mittel gewährleistet werden. Das Bundes- 
raumordnungsprogramm bietet somit eine Grundlage 
für die Verwirklichung langfristiger und großräumi- 
ger, qualitativer und quantitativer Zielsetzungen im 
Rahmen einer differenzierenden Gesellschafts- und 
Wachstumspolitik. 

Das Bundesraumordnungsprogramm 

— verwertet die Erkenntnisse des Raumordnungsbe- 
richtes 1972 der Bundesregierung und der Raum- 
ordnungsberichte der Länder sowie die Entschlie- 
ßungen und Empfehlungen der MKRO, 

— geht von den Eckwerten der gesamtwirtschaftli- 
chen Entwicklung bis 1985 aus, 

— berücksichtigt Programme und Pläne der Länder 
nach § 5 Abs. 1 ROG, 

— enthält die Zielsetzungen und Schwerpunkte für 
die großräumige und langfristige Entwicklung des 
Bundesgebiets, 

— deckt sich in seinen umweltbezogenen Zielsetzun- 
gen mit dem Umweltprogramm der Bundesregie- 
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rung und den entsprechenden Zielvorstellungen 
der Länder, 

— berücksichtigt im Ansatz Entwicklungstendenzen 
im europäischen Ausland, insbesondere in den 
Nachbarstaaten, sowie Ergebnisse der internatio- 
nalen Kooperation auf dem Gebiet der Raumord- 
nung, 

— gibt insbesondere mit seinen Zielaussagen wesent- 
liche Daten und Anhaltspunkte für die grenzüber- 
schreitende Zusammenarbeit mit den Nachbarstaa- 
ten sowie für die Konzipierung der angestrebten 
gemeinsamen europäischen Raumordnungs- und 
Regionalpolitik. 


Es informiert darüber hinaus Gruppen und Institutio- 
nen unserer Gesellschaft sowie den einzelnen Bürger. 
Politische, soziale und wirtschaftliche Entscheidungen 
auf der örtlichen und überörtlichen Ebene können vor 
dem Hintergrund dieser räumlichen Gesamtschau im 
Sinne der raumordnungspolitisch wünschbaren Ent- 
wicklung verbessert werden. 

Der Bund und die Länder haben mit diesem Programm 
den Weg einer koordinierten Raumordnungspolitik für 
die großräumige Entwicklung des Bundesgebiets in 
seiner Gesamtheit eingeschlagen. Das Programm dient 
einer zukunftsorientierten Gestaltung der Lebensbe- 
dingungen für die Menschen in unserem Lande. Neue 
Erkenntnisse und Erfahrungen werden zu einer Fort- 
schreibung des Programms führen. 
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I. Ziele für die gesamträumliche Entwicklung des Bundesgebiets 


1 Raumordnerische Konzeption im Rahmen 
der Gesamtpolitik 

Die Ziele der Raumordnungspolitik sind Teil des ge- 
sellschaftspolitischen Leitzieles „Verbesserung der Le- 
bensqualität" für alle Bürger. Dazu sind alle Teilräume 
der Bundesrepublik so zu entwickeln, daß ihre räumli- 
che Struktur der freien Entfaltung der Persönlichkeit in 
der Gemeinschaft am besten dient. Dies setzt gleich- 
wertige Lebensbedingungen in allen Teilräumen als 
eine wesentliche Grundlage der Chancengleichheit 
für alle Bürger voraus. 

Gleichwertige Lebensbedingungen im Sinne dieses 
Programms sind gegeben, wenn für die Bürger in allen 
Teilräumen des Bundesgebiets ein quantitativ und 
qualitativ angemessenes Angebot an Wohnungen, Er- 
werbsmöglichkeiten und öffentlichen Infrastrukturein- 
richtungen in zumutbarer Entfernung zur Verfügung 
steht und eine menschenwürdige Umwelt vorhanden 
ist; in keinem dieser Bereiche soll ein bestimmtes 
Niveau unterschritten werden. 

Dieses Programm enthält Ziele für die großräumige 
Entwicklung des Bundesgebiets. Sie konkretisieren 
die in §§ 1 und 2 ROG enthaltenen Ziele und Grund- 
sätze der Raumordnung unter Berücksichtigung der 
Programme und Pläne der Länder. Das Programm soll 
dazu beitragen, daß im Rahmen der angestrebten Ge- 
samtentwicklung langfristig 

— die jeweiligen räumlichen Entwicklungsmöglich- 
keiten unter Wahrung einer gesunden Umwelt 
bestmöglich genutzt werden, 

— großräumige Disparitäten in den Lebensbedingun- 
gen abgebaut werden. Das gilt insbesondere für 
solche Teilräume, die in ihrer allgemeinen Ent- 
wicklung wesentlich zurückgeblieben sind oder 
zurückzubleiben drohen, bzw. für das Zonenrand- 
gebiet. Diese Teilräume sollen verstärkte Mittelzu- 
weisungen erhalten. 

Die Zielvorstellungen des Bundesraumordnungspro- 
gramms sollen dementsprechend in räumlicher Diffe- 
renzierung verwirklicht werden durch 

— Verbesserung der Infrastruktur (einschließlich des 
Wohnungsbaus), 

— Verbesserung der Umweltqualität, 

— Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur. 

Den räumlichen Bezugsrahmen hierfür bilden in die- 
sem Programm insbesondere die Gebietseinheiten 
(vgl. II. 1). 

Das Bundesraumordnungsprogramm stellt in erster Li- 
nie auf den Abbau großräumiger Disparitäten zwi- 
schen den Gebietseinheiten ab. Darüber hinaus trägt 
es mit seinen allgemeinen Zielvorstellungen auch zum 
Abbau innergebietlicher Disparitäten bei. 


1.1 Verbesserung der Infrastruktur 

Eine ausreichende Ausstattung aller Teilräume des 
Bundesgebiets mit öffentlichen und privaten Infra- 
struktureinrichtungen einschließlich Wohnungen ist 
eine wesentliche Voraussetzung für gleichwertige Le- 
bensbedingungen. Die Infrastruktur 

— dient zur Versorgung der Bevölkerung mit Einrich- 
tungen der Daseinsvorsorge, 

— bildet eine wesentliche Grundlage für die regio- 
nale Wirtschaftsentwicklung und 

— beeinflußt vielfach auch die Umweltsituation. 

Es sollen daher 

— die großräumigen Disparitäten in der Infrastruktur 
in der Weise abgebaut werden, daß verstärkte In- 
frastrukturinvestitionen in solchen Gebietseinhei- 
ten vorgenommen werden, in denen die Austat- 
tungsdefizite besonders groß sind, 

— innerhalb der Gebietseinheiten die größtmögliche 
Leistungsfähigkeit und Erreichbarkeit der Infra- 
struktureinrichtungen dadurch angestrebt werden, 
daß die Investitionen hierfür räumlich konzentriert 
eingesetzt werden. 

Daraus ergibt sich: In den Gebietseinheiten soll für 
alle Infrastrukturbereiche eine quantitativ und qualita- 
tiv ausreichende Ausstattung angestrebt werden. Der 
Ausstattungsgrad ist auf einem Niveau anzustreben, 
das dem steigenden Lebensstandard der Bevölkerung 
Rechnung trägt. Mit Einrichtungen des Bildungs-, Ge- 
sundheits- und Sozialwesens, der Freizeit, des Sports 
und der Erholung, des Verkehrswesens, Wohnungswe- 
sens und mit sonstigen Einrichtungen soll für alle Ge- 
bietseinheiten eine Gleichwertigkeit der Versorgung 
erreicht und gesichert werden. 

1.2 Verbesserung der Umweltqualität 

Grundlage der Umweltpolitik sind das Umweltpro- 
gramm der Bundesregierung und die Umweltprogram- 
me und -berichte der Länder. 

Diese zielen darauf ab, 

— dem Menschen eine Umwelt zu sichern und zu 
entwickeln, wie er sie für seine Gesundheit und für 
ein menschenwürdiges Dasein braucht, 

— Boden, Wasser, Luft, Pflanzen und Tierwelt vor 
nachteiligen Einwirkungen zu schützen, 

— Schäden oder Nachteile aus solchen Einwirkungen 
zu beseitigen und 

— die prägende Gestalt der Landschaft vor Zerstörun- 
gen zu bewahren. 

Einerseits sind die Zielsetzungen und Erfordernisse 
des Umweltschutzes für die Raumordnung von erhebli- 
cher Bedeutung, andererseits gelten die Grundsätze 
und Ziele der Raumordnung auch für räumlich wirksa- 
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me Maßnahmen des Umweltschutzes. Derartige Wech- 
selwirkungen bestehen ebenfalls bei der Verwirkli- 
chung der Ziele: Durch Ordnung und Gestaltung des 
Raumes trägt die Raumordnung wesentlich zu einem 
wirksamen Umweltschutz; mit seinen raumbezogenen 
Maßnahmen trägt der Umweltschutz wesentlich zur 
Zielerfüllung für die räumliche Entwicklung bei. 

Zur Verbesserung der natürlichen Lebensgrundlagen 
und ihrer Regenerationsfähigkeit soll sowohl in ver- 
dichteten als auch in ländlichen Räumen ein möglichst 
wirksames ökologisches und landschaftliches Potential 
erhalten bzw. geschaffen werden. Zwischen den Nut- 
zungsanforderungen der Gesellschaft an den Raum 
und seiner begrenzten Belastbarkeit soll ein Ausgleich 
erzielt und damit erreicht werden, daß die physische, 
psychische und soziale Belastung des Menschen mög- 
lichst gering gehalten wird (vgl. § 1 Abs. 1 ROG). 

Die Siedlungsstruktur soll künftig in der Weise ent- 
wickelt werden, daß bei ihrer Ausrichtung auf Zentren 
und Achsen genügende Regenerationsräume gesichert 
und Siedlungsräumen zugeordnet sowie ausreichende 
Ver- und Entsorgungseinrichtungen bereitgestellt 
werden können. Insbesondere im Bereich dichtbesie- 
delter Räume und ökologisch stark belasteter Gebiete 
sollen Flächen für ökologische Ausgleichsfunktionen 
sowie für Freizeit- und Erholungsfunktionen bereitge- 
stellt oder gesichert werden; die Flächennutzung soll 
zur Verwirklichung dieser Funktionen beitragen. Die- 
se Regenerationsflächen sollen nach Möglichkeit land- 
und forstwirtschaftlich genutzt werden. 

Brachfallende landwirtschaftliche Flächen sollen 
grundsätzlich so weiterverwendet werden, daß ihre 
ökologische Ausgleichswirkung bzw. ihre Freizeit- 
und Erholungseignung erhalten bleibt oder verbessert 
wird. 

In stark belasteten Räumen ist ein weiterer Anstieg der 
Gesamtbelastung der Umwelt zu verhindern. Einem 
weiteren Bevölkerungswachstum und einer weiteren 
Arbeitsplatzzunahme, durch die die Qualität der Le- 
bensbedingungen nachhaltig beeinträchtigt würde, 
soll entgegengewirkt werden. Weiterer Bedarf an be- 
baubaren Flächen soll grundsätzlich nur dann befrie- 
digt werden, wenn ausreichende Regenerationsflä- 
chen erhalten bleiben oder geschaffen werden können. 
Auch in Räumen mit geringer ökologischer Belastung 
sollte grundsätzlich dann keine erhebliche Mehrbela- 
stung der Umwelt hingenommen werden, wenn diese 
Räume Regenerationsfunktionen für die stärker bela- 
steten Räume übernehmen. 

Unter raumstrukturellen Aspekten ist zur Sicherung 
und Verbesserung der Umweltqualität insbesondere 
von folgenden Zielsetzungen auszugehen: 

— Sicherung ausreichender Regenerationsflächen 
einschließlich der infrastrukturellen Ausgestaltung 
von Räumen für Freizeit und Erholung; Flächen für 
Zwecke der Bebauung einschließlich der Verkehrs- 
wege sollen nur dann bereitgestellt werden, wenn 
insgesamt ausreichende und im einzelnen genü- 
gend große und funktionsfähige Regenerationsflä- 
chen in geeigneter räumlicher Zuordnung erhalten 
bleiben oder geschaffen werden, 

— Sicherung geeigneter Flächen und Bereitstellung 
ausreichender Einrichtungen zur Wasserversor- 


gung und zur umweltfreundlichen Beseitigung von 
Abwasser und Abfallstoffen einschließlich ihrer 
Weiter- und Wiederverwendung. 

Die Raumordnung soll gewährleisten, daß bei allen 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen im 
Rahmen der Abwägung konkurrierender Anforderun- 
gen an den Raum die Erfordernisse des Umweltschut- 
zes angemessen berücksichtigt werden. Grundlage 
hierfür ist die Entschließung der Ministerkonferenz für 
Raumordnung vom 15. Juni 1972 und die darauf auf- 
bauende Denkschrift des Hauptausschusses der Mini- 
sterkonferenz für Raumordnung vom 9. August 1972 1 ). 

1.3 Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur 

Mit der Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur wird eine ausgewogene regionale Wirtschaftsent- 
wicklung im Bundesgebiet angestrebt. Dabei sollen 
Vollbeschäftigung, Stabilität und gesamtwirtschaftli- 
ches Wachstum nicht beeinträchtigt, sondern langfri- 
stig unterstützt werden. Zugleich soll in allen Teilräu- 
men des Bundesgebiets eine möglichst vielseitige 
Wirtschafts- und Beschäftigungsstruktur entwickelt 
werden. 

Eine ausgewogene regionale Wirtschaftsentwicklung 
im Sinne dieses Programms ist verwirklicht, wenn eine 
wirtschaftliche Leistungskraft erreicht ist, die ein be- 
stimmtes Niveau nicht unterschreitet und ein Absin- 
ken der wirtschaftlichen Leistungskraft in absehbarer 
Zeit nicht zu erwarten ist. Zur Verbesserung der Ar- 
beits- und Einkommensmöglichkeiten sollen verstärkt 
zusätzliche und qualitativ hochwertige Arbeitsplätze 
in solchen Gebietseinheiten geschaffen werden, die 
größere Teilräume umfassen: 

a) des Zonenrandgebiets, 

b) die in ihrer Wirtschaftskraft erheblich hinter dem 
Bundesdurchschnitt zurückgeblieben sind oder zu- 
rückzubleiben drohen. 

Zur Mobilisierung noch ungenutzter bzw. nicht ausrei- 
chend genutzter Produktionsfaktoren sollen dort 
Anreize 

— zur Schaffung neuer Arbeitsplätze durch Ansied- 
lung neuer und/oder Erweiterung bestehender Ge- 
werbebetriebe, 

— zur Sicherung vorhandener Arbeitsplätze durch Ra- 
tionalisierung und Umstellung geschaffen werden. 

Dies bezieht sich auf 

— Investitionshilfen an Unternehmen, 

— den Ausbau von Infrastruktureinrichtungen und 

— die Bereitstellung von Flächen für Industrie und 
Gewerbe. 

Damit sollen das Einkommensniveau als eine Voraus- 
setzung für die Verbesserung der Lebensbedingungen 
in den betreffenden Gebietseinheiten angehoben so- 
wie nachteilige Auswirkungen des Strukturwandels 
gemildert werden. 


a ) Veröffentlicht durch Broschüre des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau; vgl. hierzu au- 
ßerdem die Entschließung der Umweltministerkonferenz 
vom 6. April 1973. 
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In industriell bereits stark entwickelten Gebieten soll 
jedoch einer Expansion der Wirtschaft entgegenge- 
wirkt werden, wenn dadurch eine Überlastung der 
Umwelt bzw. der Infrastruktur einzutreten droht. Eine 
Förderung der Wirtschaft kommt hier nur insoweit in 
Betracht, als sie einer notwendigen Umstrukturierung 
oder Rationalisierung dient. 

Es sind die räumlichen und siedlungsstrukturellen 
Voraussetzungen dafür zu schaffen und zu sichern, daß 
die land- und forstwirtschaftliche Bodennutzung als 
wesentlicher Produktionszweig der Gesamtwirtschaft 
im erforderlichen Umfang erhalten bleibt (vgl. § 2 
Abs. 2 Ziff. 5 ROG). 

Auch der Strukturwandel in der Land- und Forstwirt- 
schaft soll durch die Förderung ihrer Anpassungsfähig- 
keit (Mobilität der Produktionsfaktoren) weiterhin un- 
terstützt werden. Außerdem ist zu berücksichtigen, daß 
die land- und forstwirtschaftliche Bodennutzung auch 
Wohlfahrts Wirkungen, insbesondere im Bereich der 
natürlichen Lebensgrundlagen und für den Erholungs- 
wert der Landschaft, entfalten kann. Deshalb sind die 
Maßnahmen zur Förderung der Land- und Forstwirt- 
schaft auch auf diese Funktionen im Rahmen der ange- 
strebten Raum- und Siedlungsstruktur durch eine 
räumlich differenzierte Strukturpolitik abzustellen. 

2 Zielsetzungen für die Entwicklung der Raum- 
struktur des Bundesgebiets 

2.1 Großräumig ausgewogene Raumstruktur 

Mit dem zukünftig verfügbaren Entwicklungspotential 
soll eine ausgewogene Verdichtung von Wohn- und 
Arbeitsstätten in allen Teilräumen des Bundesgebiets 
angestrebt werden. Dabei gilt es, insbesondere in 
ländlich geprägten Gebieten, Mängel der Raum- und 
Siedlungsstruktur auszugleichen. Diese Verdichtung, 
im ROG (§ 2 Abs. 1 Ziff. 2) vorgeschrieben, ist notwen- 
dig, um auch im ländlichen Raum ,, städtische Lebens- 
formen" an bestimmten Standorten zu erreichen. Da- 
durch sollen, um eine großräumige Abwanderung aus 
schwach strukturierten Räumen zu verhindern, auch 
hier in erreichbarer Nähe Voraussetzungen für städ- 
tische Lebensformen gewährleistet werden, die den in 
diesen Gebieten lebenden Menschen ein Verbleiben 
in der Heimat ermöglichen. 

In Gebieten, in denen ein ausreichendes Maß von 
Verdichtungsvorteilen noch nicht erreicht ist, sollen 
hierfür besonders geeignete Siedlungsräume vorran- 
gig verdichtet werden, vornehmlich durch den Ausbau 
von Entwicklungszentren (siehe Ziff. 2.2). 

In Gebieten, in denen eine ausreichende Verdichtung 
erreicht ist und noch keine unerwünschten Verdich- 
tungsfolgen eingetreten sind, ist dieses Maß an Ver- 
dichtung zu halten. Die Kernräume dieser Gebiete 
sollen in ihrer Funktion als leistungsfähige Wirt- 
schafts- und Versorgungszentren erhalten bleiben. 

Einem Wachstums druck in Räumen mit hoher Verdich- 
tung soll insbesondere durch Maßnahmen, die haupt- 
sächlich ländlichen und zurückgebliebenen Gebieten 
sowie dem Zonenrandgebiet zugute kommen, entge- 
gengewirkt werden. Um eine weitere Schwächung der 
ländlich geprägten Räume vor allem durch großräumi- 


ge Abwanderung zu verhindern, sollen diese Räume 
durch Schaffung von qualifizierten Arbeitsplätzen und 
Infrastrukturausbau sowie durch die Gewährleistung 
eines bestimmten Niveaus wirtschaftlicher Leistungs- 
fähigkeit in ihrer Attraktivität deutlich verbessert 
werden. 

Das Ziel, großräumige Disparitäten abzubauen, kann 
im Einzelfall zu Konflikten führen. Ein solcher Ziel- 
konflikt kann auftreten zwischen dem Streben nach 
einem möglichst hohen gesamtwirtschaftlichen 
Wachstum, das sich vor allem in Räumen mit hoher 
Verdichtung konzentrieren würde, und dem Ziel, ins- 
besondere in ländlich geprägten Gebieten eine ausge- 
wogene Wirtschaftsstruktur aufzubauen. Die Erwerbs- 
tätigen würden zwar durch Abwanderung in die stark 
verdichteten Gebiete dort kurzfristig einen größeren 
Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt erbringen; dennoch 
müssen die Voraussetzungen für ihr Verbleiben in den 
ländlich geprägten Gebieten geschaffen werden, zu- 
mal dadurch — längerfristig gesehen — ein höherer 
sozialer Nutzen und damit zugleich ein Beitrag zur 
Verbesserung der Lebensqualität für alle Bürger er- 
zielt werden können. Eine Abwanderung aus ländli- 
chen Gebieten hätte eine unerwünschte Minderausla- 
stung der vorhandenen Infrastruktur und eine soziale 
Erosion zur Folge, während in den Verdichtungsräu- 
men eine Erhöhung des Wachstumsdrucks mit einer 
weiteren Verschlechterung der Umweltsituation, wei- 
teren Verknappung von Grund und Boden usw. eintre- 
ten würde. Dieser Wanderungstendenz soll vor allem 
in ländlichen Gebieten durch die Forderung von quali- 
fizierten Arbeitsplätzen und den Abbau des Infrastruk- 
turgefälles entgegengewirkt und damit zugleich ein 
Beitrag zum langfristigen und ausgewogenen Wirt- 
schaftswachstum geleistet werden. 

Probleme einer sozialen Erosion können auch in Ver- 
dichtungsräumen auftreten. Sofern ihre Leistungsfä- 
higkeit dadurch gefährdet wird, muß dem durch struk- 
turverbessernde Maßnahmen entgegengewirkt wer- 
den. 

2.2 Entwicklung der Siedlungsstruktur 

Gleichwertige Lebensbedingungen erfordern in allen 
Teilräumen der Bundesrepublik eine leistungsfähige 
Siedlungsstruktur. Hierzu gehören als wesentliche 
Voraussetzung ein ausreichendes Maß an Verdichtung 
von Wohnungen und Arbeitsstätten sowie vielfältige 
Infrastruktureinrichtungen und Kommunikationsmög- 
lichkeiten und eine bedarfsgerechte Versorgung der 
Bevölkerung mit Wohnraum. 

Dies soll durch räumliche Schwerpunktbildung im 
Rahmen der zentralörtlichen Gliederung erreicht wer- 
den, um 

— eine bedarfsgerechte Versorgung der Bevölkerung 
mit Infrastruktureinrichtungen in den jeweiligen 
Verflechtungsbereichen unter Berücksichtigung 
zumutbarer Entfernung zu gewährleisten, 

— vielfältig differenzierte Güter und Dienstleistun- 
gen anbieten zu können, 

— die Entstehung ausreichend großer und differen- 
zierter Arbeitsmärkte zu fördern, 

— die Einbindung in das Fernverkehrsnetz zu unter- 
stützen, 
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— die wirtschaftlichen Voraussetzungen für lei- 
stungsfähige öffentliche Personennahverkehrssy- 
steme, insbesondere auf der Schiene, zu verbes- 
sern, 

— zur Sicherung von ökologischen Ausgleichsräumen 
und Erholungsgebieten, insbesondere für Naherho- 
lung, beizutragen und einer Zersiedlung der Land- 
schaft entgegenzuwirken. 

Für das Bundesraumordnungsprogramm werden die 
Ziele für eine Verbesserung der Siedlungsstruktur auf 
die übergeordneten Entwicklungsaspekte zum Abbau 
großräumiger Disparitäten beschränkt. 

Das wesentliche Instrument hierfür ist der Ausbau von 
Entwicklungszentren und Achsen. 

In Gebieten, in denen ein ausreichendes Maß an räum- 
licher Schwerpunktbildung fehlt, sollen Förderungs- 
maßnahmen so eingesetzt werden, daß dieses struktu- 
relle Defizit abgebaut wird, vor allem durch räumliche 
und funktionale Zusammenfassung von Wohn- und 
Arbeitsstätten sowie Infrastruktureinrichtungen in Ent- 
wicklungszentren. 

Diese Entwicklungszentren sollen für größere Teilräu- 
me nachhaltige Entwicklungsimpulse auslösen. Sie 
kommen in erster Linie in Gebietseinheiten, in denen 
die Strukturschwächen besonders groß sind, in Be- 
tracht, um großräumige Disparitäten abzubauen. In 
anderen Gebietseinheiten können Entwicklungszen- 
tren auch zum Abbau größerer innergebietlicher Teil- 
disparitäten ausgewiesen werden (vgl. III. 2.1). 

Bei der den Ländern obliegenden Festlegung der Ent- 
wicklungszentren sind die durch die angestrebte Ent- 
wicklung der Siedlungsstruktur vorgegebenen räumli- 
chen Verflechtungen entsprechend zu berücksichti- 
gen, die sich zeichnerisch schematisiert als Achsen 
darstellen lassen, nach denen sich Art, Leistungsfähig- 
keit und räumliche Bündelung der Verkehrswege und 
möglichst auch von Versorgungsleitungen richten sol- 
len. Entwicklungszentren können als Teil einer groß- 
räumigen und langfristig angelegten Konzeption für 
die Entwicklung der Raumstruktur des Bundesgebiets 
ihre Funktionen nur erfüllen, wenn innerhalb der Ge- 
bietseinheiten ein ausreichend ausgebautes Netz sol- 
cher Achsen zur Verfügung steht. 

Eine wichtige Voraussetzung für die gesamträumli- 
chen Verflechtungen innerhalb der Bundesrepublik 
und mit dem Ausland bilden die großräumig bedeutsa- 
men Achsen (vgl. Karte S. 40), die vor allem dem groß- 
räumigen Leistungsaustausch dienen. Ihnen kommt im 
Rahmen des Bundesraumordnungsprogramms beson- 
dere Bedeutung zur Beseitigung von Kommunikations- 
mängeln zwischen den Gebietseinheiten und zur Ver- 
besserung der Raum- und Siedlungsstruktur zu. 
Entwicklungszentren werden jeweils nur solange und 
insoweit bevorzugt gefördert, als es notwendig ist, 
großräumige Disparitäten in der Raum- und Siedlungs- 
struktur zu beseitigen. Entsprechendes gilt für den 
Ausbau von Achsen. 

Das Konzept der Entwicklungszentren geht von dem 
System der zentralen Orte 1 ) aus, das den Programmen 

1 ) Entschließung der Ministerkonferenz für Raumordnung 
, .Zentrale Orte und ihre Verflechtungsbereiche“ vom 8. 
Februar 1968; abgedruckt im Raumordnungsbericht der 
Bundesregierung 1968 (Drucksache V/3958, S. 149). 


und Plänen der Länder zugrunde liegt. Dieses System 
wird durch die raumstrukturellen Zielvorstellungen 
dieses Programms nicht eingeengt, sondern gestärkt. 
Im übrigen soll eine Reihe raumbedeutsamer Maßnah- 
men des Bundes oder mit Bundesbeteiligung weiterhin 
zur Erhaltung der Funktionsfähigkeit der zentralen 
Orte beitragen. 

2.3 Räumlich-funktionale Aufgabenteilung 

Großräumige Disparitäten lassen sich nur ausgleichen, 
gleichwertige Lebensbedingungen in gesunder Um- 
welt nur realisieren, wenn in allen Teilräumen des 
Bundesgebiets auch eine den räumlichen Gegebenhei- 
ten und Entwicklungszielen entsprechende Funktions- 
vielfalt erhalten, verbessert oder geschaffen wird. 

Diese Funktionsvielfalt erfordert im Rahmen der ange- 
strebten Raumstruktur eine funktionale Aufgabentei- 
lung zwischen dichter besiedelten Räumen und Frei- 
räumen. Aufgabe der dichter besiedelten Gebiete, ins- 
besondere der Oberzentren ist es, vielseitige Arbeits- 
plätze und hochwertige Infrastruktureinrichtungen zur 
Versorgung der Bevölkerung eines größeren, funktio- 
nal verflochtenen Raumes bereitzustellen. Als Freiräu- 
me kommen vor allem Gebiete mit besonderer Bedeu- 
tung für die nachfolgenden Funktionen (Vorrangge- 
biete) in Betracht: 

— Gebiete mit besonders günstigen Voraussetzungen 
für die land- und forstwirtschaftliche Produktion. 
Diese Vorrangfunktion soll gesichert und durch die 
Förderung geeigneter Wirtschafts- und Betriebsfor- 
men der Land- und Forstwirtschaft entwickelt 
werden. 

— Gebiete für Freizeit und Erholung, in denen für 
diese Funktionen die landschaftlichen Vorausset- 
zungen gesichert bzw. geschaffen, die infrastruktu- 
rellen Einrichtungen ausgebaut und die sozialen 
Voraussetzungen verbessert werden sollen. 

— Gebiete mit Wasservorkommen, die zur langfristi- 
gen Sicherstellung der Wasserversorgung benötigt 
werden und deshalb weitgehend von störenden 
Nutzungen freigehalten werden sollen. 

— Gebiete mit besonderen ökologischen Ausgleichs- 
funktionen, in denen das ökologische Potential für 
den Ausgleich mit belasteten Gebieten gesichert 
und entwickelt werden soll. 

— Gebiete, die für die Gewinnung von Rohstoffen und 
Mineralvorkommen von besonderer Bedeutung 
sind. 

Die genannten Funktionen können sich räumlich über- 
lagern. Die Vorrangfunktion für die land- und forst- 
wirtschaftliche Produktion soll die Versorgung der Be- 
völkerung mit Agrarprodukten im angestrebten Um- 
fang sowie eine konkurrenzfähige Land- und Forst- 
wirtschaft sicherstellen. Dabei sind die mit der land- 
und forstwirtschaftlichen Bodennutzung verbundenen 
Wohlfahrtswirkungen (ökologischer Ausgleich, Erho- 
lung) zu berücksichtigen. Die Vorrangfunktion für 
Freizeit und Erholung ist vor allem durch Maßnahmen 
der Landschaftspflege und durch Ausbau einer funk- 
tionsgerechten Infrastruktur zu fördern; ggf. sollen 
auch land- und forstwirtschaftliche Betriebsformen un- 
terstützt werden, die zur Erhaltung oder Verbesserung 
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der Erholungsfunktion der Landschaft wesentlich bei- 
tragen. 

Auch für die Naherholung sind Flächen in ausreichen- 
dem Umfang bereitzustellen bzw. zu sichern, insbe- 
sondere in dichter besiedelten Räumen. 

Die Berücksichtigung der besonderen Funktion der 
Vorranggebiete soll nicht dazu führen, daß die wirt- 
schaftliche Entwicklung dieser Räume und das Ein- 
kommensniveau der hier lebenden Bevölkerung be- 
einträchtigt werden. Durch die Festlegung von Vor- 
ranggebieten können sich zwar Beschränkungen für 
die wirtschaftliche Entwicklung ergeben, sie sind je- 
doch so gering wie möglich zu halten. Soweit unzu- 
mutbare Nachteile entstehen oder zu entstehen dro- 
hen, sollen sie durch Maßnahmen der Landesentwick- 
lung ausgeglichen werden. 

Im Rahmen der räumlichen Aufgabenteilung ist es 
erforderlich, auch über die Bedürfnisse einer Region 
hinausgehend rechtzeitig Standorte für Energieversor- 
gungsanlagen in den Gebieten auszuweisen, die nach 
ihren Voraussetzungen hierfür besonders geeignet 
sind. 

Im Rahmen der Raumstruktur sind auch die Erforder- 
nisse der zivilen und militärischen Verteidigung ent- 
sprechend den verteidigungspolitischen Aufgaben 
und den völkerrechtlichen Verpflichtungen des Bun- 
des zu beachten. Demgemäß ist in den Teilräumen auf 
die Belange der Verteidigung Rücksicht zu nehmen. Es 
ist daher nicht möglich davon auszugehen, daß be- 
stimmte Gebiete, zum Beispiel Voranggebiete, von 
Einrichtungen und Anlagen der Verteidigung und von 
onilitäri sehen Übungen völlig freigehalten werden 
können. Jedoch sollen Einrichtungen und Anlagen so 
lokalisiert werden, daß sie zur Verwirklichung der 
Ziele der Raumordnung und Landesplanung beitra- 
gen, soweit es die Erfordernisse der Verteidigung im 
Einzelfall zulassen. 


3 Bedeutung der angestrebten Raumstruktur 
für die Gebietskategorien und für Berlin 

Das Konzept für die großräumige und langfristige Ent- 
wicklung der Raumstruktur trägt den unterschiedli- 
chen Erfordernissen der Gebietskategorien entspre- 
chend den Grundsätzen des § 2 Abs. 1 ROG Rechnung. 
Es handelt sich dabei um die durch Struktur- und 
Problemähnlichkeit gekennzeichneten Gebietskatego- 
rien: 

— Verdichtungsräume, 

— ländliche Gebiete, 

— Gebiete, die hinter der allgemeinen Entwicklung 
zurückgeblieben sind oder zurückzubleiben 
drohen, 

— Zonenrandgebiet. 

Diese Gebietskategorien, die sich teilweise überla- 
gern, decken nicht das gesamte Bundesgebiet ab. 

Für die Gebietskategorien ergeben sich aus dem raum- 
strukturellen Konzept insbesondere folgende Zielvor- 
stellungen: 


Verdichtungsräume 

Für Verdichtungsräume kommt es in erster Linie dar- 
auf an, ihre Leistungsfähigkeit durch eine Verbesse- 
rung der Infrastruktur und der Umweltbedingungen zu 
sichern und zu erhöhen. Dies soll vor allem erreicht 
werden durch: 

— Städtebauliche Maßnahmen, insbesondere Sanie- 
rungs- und Entwicklungsmaßnahmen (z. B. System 
innerstädtischer Zentren und Achsen) und Verbes- 
serung des Bodenrechts, 

— bedarfsgerechte Versorgung der Bevölkerung mit 
Wohnraum, 

— Maßnahmen zur Erhaltung der Leistungsfähigkeit 
des Naturpotentials, 

— Verbesserung der Verkehrsverhältnisse einschließ- 
lich der Sicherung von Flächen für Verkehrsbän- 
der, insbesondere im Zuge von Achsen, 

— Verbesserung des öffentlichen Personennahver- 
kehrs, insbesondere auf der Schiene, 

— Sicherung und Ausbau von Grün-, Freizeit-, Sport- 
und Erholungsanlagen, 

— Ausbau von Entlastungsorten (§ 2 Abs. 1 Nr. 6 
ROG). 

Daneben kommen in stagnierenden Verdichtungsräu- 
men — je nach Struktur und Entwicklungsstand — vor 
allem Maßnahmen in Betracht, die 

— zu einer Verbesserung der Wirtschaftsstruktur bei- 
tragen (z. B. Abbau gewerblicher Monostrukturen, 
Ansiedlung und Erweiterung standortgebundener 
oder strukturverbessernder Betriebe oder Durch- 
führung von Umstellungsmaßnahmen), 

— der Verbesserung großräumiger Standortvorteile, 
insbesondere durch Verkehrsmaßnahmen, dienen 
und 

— bestimmte Sektoren des Infrastrukturangebots er- 
weitern (z. B. Hochschuleinrichtungen). 

In stark belasteten Verdichtungsräumen soll einer wei- 
teren Zunahme von Bevölkerung und einer Zunahme 
von Arbeitsplätzen entgegengewirkt werden, soweit 
dies zu einer Verminderung des Entwicklungspoten- 
tials in schwach strukturierten Teilen des Bundesge- 
biets führen oder soweit hierdurch die Qualität der 
Lebensbedingungen in Verdichtungsräumen beein- 
trächtigt würde. Das soll auch dazu beitragen, Ent- 
wicklungspotential in schwach strukturierten Teilen 
des Bundesgebiets zu halten. In den vorgenannten 
stark belasteten Verdichtungsräumen sind durch Ord- 
nungsmaßnahmen nachteilige Verdichtungsfolgen zu 
beseitigen. 

Ländliche Gebiete 

Die ländlichen Gebiete im Sinne des ROG sind bisher 
nicht abgegrenzt. Sie erstrecken sich auf Gebiete au- 
ßerhalb der Verdichtungsräume und ihrer Randberei- 
che sowie auf Gebiete außerhalb sonstiger verdichteter 
Räume. 

In den ländlichen Gebieten sind wirtschaftlich und 
infrastrukturell den übrigen Teilräumen entsprechend 
gleichwertige Lebensbedingungen anzustreben. Das 
Entwicklungspotential ist deshalb insoweit verstärkt 
dorthin zu lenken und schwerpunktmäßig einzusetzen. 
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Hier sind insbesondere 

— Entwicklungszentren festzulegen und auszubauen, 

— die zur Erschließung der ländlichen Gebiete und 
zur Versorgung ihrer Bevölkerung erforderlichen 
Infrastruktureinrichtungen in zentralen Orten so- 
wie die notwendigen Verkehrsverbindungen zu er- 
halten, zu verbessern und zu schaffen, 

— sichere und hochwertige Arbeitsplätze zu erhalten 
oder zu schaffen und dadurch die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit zu stärken, 

— die Landwirtschaft und die Forstwirtschaft auf den 
hierfür geeigneten Böden zu erhalten, sie auf künf- 
tige Erfordernisse auszurichten, 

— Maßnahmen der ländlichen Neuordnung durchzu- 
führen, 

— Maßnahmen zur Erhaltung der Leistungsfähigkeit 
des Naturpotentials im Rahmen der räumlich-funk- 
tionalen Aufgabenteilung durchzuführen und 

— Maßnahmen des Städtebaus und des Wohnungs- 
baus durchzuführen. 

Gebiete, die hinter der allgemeinen Entwicklung zu- 
rückgeblieben sind oder zurückzubleiben drohen 

Diese Gebietskategorie 1 ) umfaßt große Teile der länd- 
lichen Gebiete (ländliche Problemgebiete) sowie indu- 
strielle Problemgebiete in einigen Verdichtungsräu- 
men. In diesen Gebieten sind vorrangig Maßnahmen 
zur Beseitigung der jeweiligen Strukturschwächen so- 
wie städtebauliche Maßnahmen durchzuführen. Insbe- 
sondere sind hier hochwertige Arbeitsplätze und Infra- 
struktureinrichtungen in Entwicklungszentren und 
sonstigen geeigneten zentralen Orten zu schaffen. Die 
Förderung nach dem Gesetz über die Gemeinschafts- 
aufgabe ,, Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" vom 6. Oktober 1969 (BGBl. I S. 1861), zuletzt 
geändert durch Gesetz zur Änderung der Gesetze über 
die Gemeinschaftsaufgaben vom 23. Dezember 1971 


J ) Erste Abgrenzung in der Empfehlung der MKRO vom 16. 
April 1970. 


(BGBl. I S. 2140), soll vor allem diesen Gebieten und 
dem Zonenrandgebiet zugute kommen. 

Zonenrandgebiet 

Das Zonenrandgebiet ist im § 9 des Zonenrandförde- 
rungsgesetzes vom 5. August 1971 (BGBl. I S. 1237; 
BGBL III 707—9) abgegrenzt. Nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 
ROG ist die Leistungskraft dieses Gebiets bevorzugt zu 
stärken, damit in allen seinen Teilen eine Wirt- 
schafts- und Sozialstruktur sowie Lebens- und Arbeits- 
bedingungen geschaffen werden, die denen im gesam- 
ten Bundesgebiet mindestens gleichwertig sind. 

Das Zonenrandförderungsgesetz und das Gesetz über 
die Gemeinschaftsaufgabe ,, Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur" tragen der politisch beding- 
ten Sondersituation des Zonenrandgebiets besonders 
Rechnung. Bei geeigneten Entwicklungsmaßnahmen 
soll das Zonenrandgebiet zeitlich und räumlich Priori- 
tät genießen. Es ist insbesondere an die großen Ver- 
dichtungsräume anzubinden. Die Verkehrsanschlüsse 
im Osten und Norden des Zonenrandgebiets sollen 
möglichst ausgebaut werden. 

Berlin 

Die Verwirklichung der Ziele für die gesamträumliche 
Entwicklung des Bundesgebiets, in die auch Berlin 
(West) einbezogen ist, erfordert für diese Stadt wegen 
ihrer isolierten Lage besondere Maßnahmen. 

Die Angleichung der Lebensverhältnisse an den Stan- 
dard und die weitere Entwicklung in der Bundesrepu- 
blik Deutschland werden im Rahmen der Eingliede- 
rung Berlins in das Rechts-, Wirtschafts- und Finanzsy- 
stem des Bundes, insbesondere durch die jährlichen 
Zuwendungen des Bundes zum Haushalt des Landes 
Berlin und durch das Gesetz zur Förderung der Berli- 
ner Wirtschaft (Berlinförderungsgesetz — Berlin FG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Oktober 
1970 (BGBl. I S. 1481), zuletzt geändert durch Artikel 6 
des Einführungsgesetzes zum Einkommensteuerre- 
formgesetz vom 21. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3656), 
bewirkt. 
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II. Ausgangslage und Entwicklungstendenzen 


1 Gebietseinhelten 

Die 38 Gebietseinheiten (vgl. Karte S. 13) bilden den 
räumlichen Bezugsrahmen des Bunde sraumordnungs- 
Programms für 

— die großräumige Analyse der raumstrukturellen 
Ausgangslage (vgl. II. 2), 

— die großräumige Analyse der Verteilung raum- 
wirksamer Bundesmittel (vgl. II. 3), 

— die Prognose der großräumigen Entwicklungsten- 
denzen (vgl. II. 4) sowie 

— die Aussagen über großräumige Disparitäten im 
Bereich der Infrastruktur und der Erwerbsstruktur 
(vgl. III). 

Sie sind dem Programm unter Berücksichtigung der 
unterschiedlichen stmkturellen Gegebenheiten als Be- 
obachtungs- und Aussageräume zugrunde gelegt. 

Mit den für das Bundesraumordnungsprogramm fest- 
gelegten Gebietseinheiten werden keine Gebiete nach 
§ 5 Abs. 1 ROG und keine regionalen Planungsräume 
nach § 5 Abs. 3 ROG abgegrenzt. Die der Abgrenzung 
zugrunde liegenden Kriterien lassen eine Verwendung 
der Gebietseinheiten für kleinräumige regionale Ana- 
lysen und Planungen nicht zu. Die Einteilung des Bun- 
desgebiets in Gebietseinheiten soll und kann weder 
die Gebietsreform in den Ländern noch eine Länder- 
neugliederung präjudizieren. 

Bund und Länder gingen bei der gemeinsamen Ab- 
grenzung der Gebietseinheiten von folgenden Grund- 
sätzen aus: 

1. Räume, die sich funktional ergänzen, sind zusam- 
mengefaßt. 

Damit sind die wechselseitige Verflechtung und 
Aufgabenteilung der Teilräume und Siedlungen be- 
rücksichtigt und den großräumigen Zusammenhän- 
gen innerhalb des Gesamtraumes Rechnung getra- 
gen. Dementsprechend sind Verdichtungsräume mit 
den sie umgebenden Ordnungsräumen und ländli- 
chen Räumen, gegebenenfalls auch mit den hinter 
der allgemeinen Entwicklung zurückgebliebenen 
Gebieten zusammengefaßt. 

2. Jede Gebietseinheit enthält in der Regel mindestens 
ein Oberzentrum oder einen Bereich mit stärkerer 
Verdichtung von Wohn- und Arbeitsstätten, der min- 
destens 100 000 Einwohner aufweist oder in abseh- 
barer Zukunft dazu entwickelt werden kann, sowie 
in funktionaler Ergänzung hierzu mehrere Mittel- 
zentren. Jede Gebietseinheit soll mindestens 
400 000 Einwohner haben. 

Die Gebietseinheiten entsprechen damit der raum- 
ordnungspolitischen Forderung, die Entwicklung 
des Raumes auf zentrale Orte auszurichten (§ 2 
Abs. 1 Nr. 3 ROG). Eine Durchschneidung enger 
funktionaler Verflechtungen von Oberzentren wur- 
de soweit wie möglich vermieden. Infolgedessen 


umfassen einige Gebietseinheiten mehrere Ober- 
zentren, insbesondere wenn sich deren Verflech- 
tungsbereiche überschneiden. 

3. Größere Gebiete, die von Oberzentren weiter ent- 
fernt liegen, sind in besonderen Fällen als eigene 
Gebietseinheiten ausgewiesen worden, wenn sie 
mindestens 400 000 Einwohner und 5 000 qkm um- 
fassen und mindestens ein Oberzentrum oder ein 
Bereich mit stärkerer Verdichtung von Wohn- und 
Arbeitsstätten innerhalb der Gebietseinheit schwer- 
punktmäßig entwickelt werden soll. 

4. Bei der Abgrenzung der Gebietseinheiten sind die 
Kreisgrenzen eingehalten. 

Eine besondere Schwierigkeit bei der Abgrenzung 
der Gebietseinheiten ergab sich aus dem unter- 
schiedlichen Stand der Gebietsreform in den Län- 
dern. Aus statistischen und methodischen Gründen 
mußte grundsätzlich der Gebietsstand der Volks-, 
Berufs- und Arbeitsstättenzählung am 27. Mai 1970 
zugrunde gelegt werden. Aus diesem Grunde konn- 
ten Gebietsstandsänderungen nach diesem Zeit- 
punkt nicht berücksichtigt werden. 

5. Regionale Planungsräume (Planungsregionen) der 
Länder sind soweit wie möglich berücksichtigt 
worden. 

Die Abgrenzung beachtet die seinerzeit bestehen- 
den Planungsregionen der Länder Hessen, Rhein- 
land-Pfalz und Schleswig-Holstein. Da in anderen 
Ländern regionale Planungsräume bisher nicht für 
das gesamte Landesgebiet ausgewiesen sind oder 
solche zum Zeitpunkt der Abgrenzung der Gebiets- 
einheiten noch nicht verbindlich festgelegt waren, 
bestehen hier z. Z. noch erhebliche Abweichungen 
(vgl. ,, Gebietseinheiten des BROP und Planungsre- 
gionen der Länder " Karte S. 14). 

6. Ländergrenzen sind im gegenseitigen Einverneh- 
men überschritten worden. 

7. Die Verflechtungen des Zonenrandgebiets mit dem 
übrigen Bundesgebiet sind berücksichtigt. 

14 Gebietseinheiten umfassen jeweils Teile des Zo- 
nenrandgebiets. 

Die Gebietseinheiten wurden im wesentlichen in den 

Jahren 1970/71 abgegrenzt. Eine Forts ehre ibung die- 
ser ersten Abgrenzung ist vor allem erforderlich, um 

— die Weiterentwicklung der Raum- und Siedlungs- 
struktur auch hinsichtlich der Auswirkungen der 
europäischen Integration, 

— die zwischenzeitlichen planerischen Festlegungen 
in Programmen und Plänen der Länder, 

— die inzwischen festgelegten oder geänderten Pla- 
nungsregionen, 

— die zwischenzeitlich geänderten Verwaltungs- 
grenzen 

berücksichtigen zu können. 
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Gebietseinheiten 

für das Bundesraumordnungsprogramm 



* Etnw 

n 1000 |B qkm 

■/ r 


423.5 
I 369.3 
7 887.3 

859.8 
1 870.8 

625.9 
748,7 

1 0/6 2 
1 736.9 
1 930,4 
1 217,1 

415.6 

966,/ 

3 270.5 
2T8 1 
3 227.8 
919./ 
3 l ' 
-»7.4 
1 076.8 
1 101.3 
1 071.3 
1 154.8 
7 883.8 
I 299.2 
1 119,7 
541.1 
I 831.6 
1 206,9 
3 388.9 
1 563. 7 
1 025,5 

1 083,5 

2 765.6 
1 865.0 
1 397.0 
1 842.8 
? 17:43 


1. Schleswig 4 150 

? Mil ielh«>IOenvDillinwu.:ln?i, 7 490 

3 Hamhuig 8 314 

4. Liineburqpr Heide 7 171 

5. Bremen 9 478 

6. Ö iflück 4419 

7. Erm 7 060 

8 Munster 4 048 

9, BreWckl ü 481 

10. Hanriow« 7 953 

11 Quuiitchw«^ 5 600 

1? Güttingen 2 192 

13 Ka«m 6 712 

14 D. iftm.inrl Siegen 8/54 

15 Essen 4 080 

16. Ouswlcto.l 2 953 

1 /. Aachen 2/7/ 

18. Köln 4 051 

19. frici 4 922 

70 Kohlen/ 5 468 

21 Mittel Osthessen 0 /57 

22. Bamberg -Hol G 973 

33. AschsMentuiig-Schivr’infui 1 8 119 

74. f-rsnv Inn Dar mst.ult 6 665 

25 Mainz Wiesbaden 5 329 

2fi- Saat Und 2 568 

77. West pl ab 3 075 

78 Rheni NecVar-Suilpt n * 6 7U3 

19. Oben - 

30- Neckar Franken 10 447 

H . , m ' 1 ' ■ ' ,'i ' _ / t<;> 

32 Reyensburg-Weiden IQ 375 

33 Landshut-Passau 10 870 

34. Munchcn R'jsenheim 12 574 

35. Kempten- Ingo Ist «dt 13 741 

38 AttvObcr Schwaben 8 704 

3? Ob» rHi|n-$tKhdnmtm«alli 9 765 

38 Berlin (Wesl) 480 
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Grenze und Nummer der Gebietseinheiten 

für das Bundesraumordnungsprogramm 1 

— festgelegt nach dem Gebietsstand 1970 — 

Verdichtungsräume 

gemäß Beschluß der Ministerkonferenz 

für Raumordnung vom 21 . November 1968 


Grenze des Zonenrandgebietes 


Grenze der Kreise 

Grenze der Regierungs- bzw. Verwaltungsbezirke 

Grenze der Länder 

Grenze des Bundesgebiets 

*) Die Gebietseinheiten 22, 23 und 31 bis 35 

werden auf der Karte S. 44 für die Ausweisung der 
Schwerpunkträume in Anpassung an die 
Planungsregionen geringfügig abweichend 
dargestellt 


Karte zum Bundesraumordnungsprogramm 
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Einwohn«/ Flieh« 
SUnrl (qkm) 



Planungsregion 
Teilregion (Hessen) 

Gebiete, die zwei Regionen angehören (Rheinland-Pfalz) 

Großraumverbände (Niedersachsen) und 
Landesplanungsgemeinschaften (Nordrhein-Westfalen) 

Landesgrenze im Bereich der grenzüberschreitenden 
Region Donau-Iller (Baden-Württemberg, Bayern) 


Schleswig Holstein 

PünunQ.vaum I 


Nieder sachseri 

Verband Großraum 
Hannover 

Verband GroRraum 
Biaun schweig 
Außerhalb der Bereiche 
der Großraumverbende 
sind die Radierung* /Ver 
waltungsprasidenten 
Träger dar RegtcmalpL» 
nung 


70 t 285 
415 679 
687 841 
285 796 
423 503 

JU 0 !9 n 

1 069 301 


4 037 
1 604 

3 44« 
1 437 

4 150 


Nordthein Westfalen 
S ied lu ng > ver ha nd 
Ruhrkohlenbezirk 
La ndesp Innung sg*- 
meinscb. Rheinland 
Land espla nung lge- 
meinsch. Westfalen 


Hessen 

Region Nordhessen 
GroBregion Mittel-Ost- 
hesscn 

(Teiliegion Mittalhessen 
Osthetseo) 
flegton Untermain 
Rhein-Main- 
Taunus 
" Starkenburg 


J1 121872 

5 5 74 572 
7 005 696 
4 665 000 

27. b 1970 

922 388 

1 10t 27ö 
792 710 
308 569 
1 991 024 

616385 
850 667 


4 594 
10 590 
18 870 

6 384 

6 753 
4 242 
25H 
4 107 

1 404 

2 465 


Grenze und Nummer der Gebietseinheiten 
für das Bundesraumordnungsprogramm 

Die Gebrietseinheiten 22, 23 und 31 bis 35 
werden auf der Karte S. 44 für die Ausweisung d 
Schwerpunkträume in Anpassung an die 
Planungsregionen geringfügig abweichend 
dargestellt 


Planungsregionen der Länder 
Entwurf — Stand März 1974 


Rheinland Pfalz 
Region Westerwald 
" . Mit!*!« hem 
'' Rhemhesseri 
- Nahe 
" Westeifel 
" Motel-Saar 
" Vordwpfaiz 
" Sudptalz 
Westpfalz 


1 . 1 1971 

434 835 2 269 

742 832 3 771 

508 890 1 493 

342 568 2 424 

189 656 3 093 

308 963 2 390 

655 559 1427 

255 612 I 526 

542 641 3 009 


Baden-Württemberg 

■JO. 1. 1973 


RiW|k:", i iru«"in Ne»,.r 

1 029 100 

2 442 

Franken 

709 700 

4 74. i 



872 200 

2 138 

Olt Wt» UtmbCfu 

401 800 

2 Ib6 

NTittt 

7 348 700 

3 GMr 

Nonlwiwdizweld 

482 200 

2 342 

Donau ilter 

401 tiOü 

7 «82 

Nii k<jr Alb 

569900 

2 022 

" 



H*>uU’i9 

441 600 

2 536 

a 

R36 100 

4 059 

Huthrhein 

5GCG00 

2 768 

Öodense«- 



Ober sch wabt'ii 

494 900 

3508 


1 386 
3 187 
3 977 

3 608 
3516 
5 396 

2 988 

4 305 

4 093 

2 834 

5 302 
5 736 

3 567 
5 536 

2 566 

3 343 
3 965 
5 209 


Bayern 


Reg. Bayerischer Untermain 314 754 


Reg. Wurzburg 

Reg. Main- R hon 423 119 

Reg Ober franken-West 556 179 

Reg. Oherfranken Ost 522 990 

R eg Ober pfalz- Nord 503 03 1 

Mitteilranken 1 143 137 
Reg. Wwtmittelfrankcn 371 386 

Reg. Augsburg 711186 

Reg. Ingolstadt 327 648 

Reg. Regensburg 556 258 

Reg. Donau-Wald 564 516 

Reg Landshi.it 331 245 

Reg. München 2 194 084 

Reg. Donau-HI« 

Reg AUjau 401 671 

Reg. Oberland 344 287 

Reg. Sudostoberhayern 598 161 
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Bei dieser Fortschreibung soll das räumliche Bezugssy- 
stem so angelegt werden, daß sich auch innergebietli- 
che und sehr großräumige Disparitäten differenziert 
feststellen lassen. Kleinster Baustein dafür sollen künf- 
tig die „zentralörtlichen Verflechtungsbereiche mittle- 
rer Stufe" 1 ) sein, wie sich auch die Planungsregionen 
in der Regel aus Verflechtungsbereichen mittlerer Stu- 
fe zusammensetzen. 

Da die wesentlichen Daten 2 ) und Aussagen dieses Pro- 
gramms dann auf der Ebene dieser Verflechtungsbe- 
reiche vorliegen werden, können bei der Fortschrei- 
bung des Bundesraumordnungsprogramms innerge- 
bietliche Disparitäten besser als bisher erfaßt werden. 


2 Analyse der raumstrukturellen Ausgangs- 
lage 

Bei einem großräumigen Vergleich der räumlichen 
Struktur in der Bundesrepublik Deutschland ist festzu- 
stellen, daß die räumlichen Entwicklungen der ver- 
gangenen Jahre und die derzeitige Raumstruktur den 
Zielsetzungen des ROG, gleichwertige Lebensbedin- 
gungen in allen Teilräumen des Bundesgebiets zu er- 
reichen, nicht voll gerecht werden. Zwar ist es in den 
letzten Jahren durch eine Aktivierung der Raumord- 
nung und Landesplanung vielfach gelungen, zielge- 
rechte Veränderungen der Raum- und Siedlungsstruk- 
tur in bestimmtem Umfange zu erreichen. Wie in den 
Raumordnungsberichten 1968, 1970 und 1972 der Bun- 
desregierung jedoch festgestellt wurde, konnten des- 
senungeachtet dadurch großräumige Unterschiede in 
den Lebensbedingungen nur zum Teil verringert wer- 
den. Mit der Analyse der Ausgangslage wurden des- 
halb derzeit bestehende regionale Unterschiede in den 
durch die Raumordnung zu beeinflussenden Teilberei- 
chen der Lebensqualität ermittelt. Sie bietet zusam- 
men mit der Status quo-Prognose (vgl. II 4) eine 
Grundlage für eine zielgerechte Beeinflussung der 
räumlichen Verteilung des verfügbaren Entwicklungs- 
potentials im Bundesgebiet. Zur Beurteilung der groß- 
räumigen Unterschiede in Teilbereichen der Lebens- 
qualität wird nachfolgend die Ausgangslage in der 
Infrastruktur und der Wirtschaftsstruktur sowie in der 
Siedlungsstruktur dargestellt. 

2.1 

Eine umfassende Infrastrukturanalyse kann wegen 
fehlender statistischer und mangelnder methodischer 
Voraussetzungen zur Zeit noch nicht durchgeführt 
werden. In einer ersten Analyse der Ausgangslage 
wurden allerdings schon wesentliche Infrastrukturbe- 
reiche einbezogen. Für diese Bereiche wurden vorläu- 
fig folgende bundesweit verfügbare Analysemerkmale 
mit unterschiedlicher Signifikanz zur Bestimmung 
großräumiger und genereller Disparitäten in der Infra- 


*) Vgl. Entschließung der MKRO über „Zentralörtliche Ver- 
flechtungsbereiche mittlerer Stufe" vom 15. Juni 1972. 

2 ) Insbesondere die Ergebnisse der „Gebäude-, Wohnungs- 
und Arbeitsstättenzählung 1975“ werden für die Fort- 
schreibung des Programms eine wichtige regionalstatisti- 
sche Grundlage darstellen. 


Strukturausstattung verwendet, die jedoch nur einen 
vergleichsweise groben Überblick gestatten: 


Bereiche 

Analysemerkmale 

Bildungswesen 

— Realschüler und Gymnasiasten 

— Studierende an Hochschul- 
einrichtungen 

Gesundheits- 

wesen 

— Ärzte in freier Praxis 

— Krankenhausbetten für 
Akutkranke 

— Planbetten in Krankenhäusern 
(f örderungs würdi g) 

Sozialwesen 

— Kindergartenplätze 

— Plätze in Einrichtungen der 
Altenhilfe 

Sport und 
Erholung 

— Turn- und Sporthallen 

— Hallenbäder und 
Lehrschwimmbecken 

Wohnungs- 

wesen 

— Wohnfläche 

— Wohnungen mit Bad, 

WC und Sammelheizung 

Verkehrs- 

wesen 

— Bundesautobahnen 

— Überörtliche Straßen (ohne 
Bundesautobahnen) 

— Reisezeiten im Fernverkehr 
der DB 

— Reisegeschwindigkeit im 
Fernverkehr der DB 

— Berufspendler mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln 

Technische 

Ver- und 
Entsorgung 

— öffentliche Sammelkanalisation 

— Vollbiologisch gereinigtes 
Abwasser 

— Ungereinigte Industrieabwässer 


Als Ergebnis dieser Analyse zeichnet sich ab, daß die 
Versorgung der Bevölkerung mit Infrastruktur große 
regionale Unterschiede aufweist. Eine ungünstige 
Ausstattung mit Infrastruktur ist vor allem für die nörd- 
lichen Randräume der Bundesrepublik (GE 1, 2, 5, 7, 
11), für Trier (GE 19), Westpfalz (GE 27), Kempten-In- 
golstadt (GE 35) und Alb-Oberschwaben (GE 36) sowie 
Nord- und Ostbayem (GE 22, 23, 32, 33) kennzeich- 
nend. Infrastrukturelle Mängel häufen sich somit in 
vorwiegend dünn besiedelten Räumen. Im Vergleich 
dazu besitzt eine Reihe von Gebietseinheiten mit vor- 
wiegend höherer Bevölkerungsdichte in den meisten 
Infrastrukturbereichen eine relativ günstige Ausstat- 
tung, vor allem die Gebietseinheiten des südlichen 
Rhein-Ruhr-Raumes und des Rhein-Main-Raumes. 

2.2 

Im erwerbsstrukturellen Bereich ist — entsprechend 
dem großräumigen Unterschied in der Bevölkerungs- 
dichte und Siedlungsstruktur — ein deutliches Gefälle 
von den Gebietseinheiten mit hoher Verdichtung zu 
den ländlich geprägten Gebietseinheiten festzustellen. 
Dies geht aus der Analyse des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) je Kopf der Wirtschaf tsbevölkerung und der 
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Lohn- und Gehaltssumme 
1969 



Lohn- und Gehaltssumme 
je abhängig Beschäftigten 
in DM/Jahr 


1 5 1 unter 10 100 

I 8 I 10 100 bis unter 10 700 

i 10 10 700 bis unter 11400 

lü 11 400 bis unter 12 500 

■I 1 2 500 und mehr 


Niedrigster Wert: 
Höchster Wert: 
Bundesdurch schnitt 


9 157 ( 33 ) 

13341 ( 18 ) 

11 654 


Landshut-Passau 

Köln 



6000 7000 8000 9000 10000 11000 12000 13000 14000 15000 


Karte zum Bundesraumordnungsprogramim Grur.dkarte: Kreisgrenzen V Z 1970, Gebietseinheiten BROP. Maßstab 1 : 4 000 000 
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Lohn- und Gehaltssummen je abhängig Beschäftigten 
nach Gebietseinheiten hervor (vgl. Karte S. 16). Auch 
im verarbeitenden Gewerbe und Bergbau weisen Ge- 
bietseinheiten mit hoher Verdichtung die höchsten, 
ländlich geprägten Gebietseinheiten die niedrigsten 
Lohn- und Gehaltssummen je Beschäftigten auf. 

2.3 

Aus dem großräumigen Vergleich der Wirtschaftskraft 
und der Infrastrukturausstattung werden vor allem 
Strukturunterschiede zwischen verdichteten und länd- 
lich strukturierten Räumen sichtbar. Die aufgezeigten 
Disparitäten stehen offenbar in engem Zusammenhang 
mit der Siedlungsstruktur in den angesprochenen 
Räumen. 


Für die Beurteilung der siedlungsstrukturellen Aus- 
gangslage in einem Raum ist von Bedeutung, inwie- 
weit ein funktions gerechtes punktaxiales Siedlungsra- 
ster vorhanden ist. Denn ein derartiges Siedlungsraster 
ist in besonderer Weise geeignet, die wachsenden in- 
frastrukturellen Bedürfnisse der Gesellschaft und ihre 
steigenden Ansprüche an qualifizierte Arbeitsplätze 
zu erfüllen. Die Siedlungsstruktur bestimmt maßgeb- 
lich die Erreichbarkeit von Wohnungen, Arbeitsstät- 
ten, Infrastruktureinrichtungen und Erholungsanlagen 
und somit die Attraktivität des jeweiligen Raumes für 
seine Bewohner. Im großräumigen Vergleich weisen 
besonders die folgenden Gebietseinheiten eine un- 
günstige Siedlungsstruktur auf: 


Gebietseinheiten mit schwacher Siedlungsstruktur 



Gebietseinheiten 

Bestehende 
bzw. ausge- 
wiesene 
Ober- 
zentren * 

Mittel- 
zentren * * 

Durchschnitt- 
licher Ein- 
zugsbereich 
eines Mittel- 
zentrums 
(qkm) 

Städte mit 
mehr als 
100 000 
Ew. 

Städte mit 
mehr als 
50 000 
Ew. 

Einwohner- 
zahl der 
größten 
Stadt 
in 1 000 

Einwohner- 

dichte 

Ew./qkm 

1 

Schleswig 

1 

8 

519 

0 

1 

95,5 

102 

4 

Lüneburger Heide 

0 

7 

1024 

0 

2 

59,5 

78 

6 

Osnabrück 

1 

8 

552 

1 

1 

143,9 

142 

7 

Ems 

0 

8 

883 

0 

0 

48,6 

106 

19 

Trier 

1 

8 

615 

1 

1 

103,7 

98 

22 

Bamberg-Hof .... 

0 

15 

465 

0 

3 

70,6 

147 

32 

Regensburg- 
Weiden 

1 

12 

865 

1 

1 

129,6 

99 

33 

Landshut-Passau . 

0 

17 

639 

0 

1 

52,4 

100 


* gemäß Festlegungen der Lander, Gebietsstand VZ 1970, Bevölkerungsstand VZ 1970 

* * Planungsstand Frühjahr 1973 


In einer Reihe von Gebietseinheiten bestehen erhebli- 
che Unterschiede in der innergebietlichen Raum- und 
Siedlungsstruktur, die schon in der Bevölkerungsdich- 
te zum Ausdruck kommen. So differieren innerhalb der 
Räume Rhein-Ruhr und Rhein-Main-Neckar die Bevöl- 
kerungsdichten nach Kreisen um mehr als 700 Einwoh- 
ner je qkm. Soweit diese innergebietlichen Struktur- 
unterschiede auf einer räumlich-funktionalen Aufga- 
benteilung beruhen und damit insbesondere dem Kon- 
zept der Vorranggebiete (vgl. I. 2.3) entsprechen, sind 
sie hinsichtlich der Siedlungsstruktur nicht negativ zu 
beurteilen. 

2.4 

Bei vergleichsweise ungünstigen Erwerbsmöglichkei- 
ten, unzureichender Infrastrukturausstattung, verbun- 
den mit einer Siedlungsstruktur, die die Überwindung 
großer Entfernungen notwendig macht, reagiert die 
Bevölkerung auf diese ungleichwertigen Lebensbe- 
dingungen nicht selten durch Abwanderungen. Seit 
Jahren wandern aus schwach strukturierten Gebieten 
Erwerbspersonen in die verdichteten Räume ab (vgl. 
Karte S. 18). Diese einseitig ausgerichtete Binnenwan- 
derung wurde vielfach durch den Zustrom von Auslän- 
dern statistisch überdeckt. Die in der nachfolgenden 
Tabelle auf geführten Wanderungssalden der Jahre 


1967 bis 197 1 1 ) sind zwar nicht uneingeschränkt reprä- 
sentativ, verdeutlichen aber die genannten Ten- 
denzen. 


Wanderungssaldo der Erwerbspersonen 1967 bis 1971 
(Wanderung zwischen Gebietseinheiten ohne Außen- 
wanderung auf 1 000 Einwohner) 


(34) 

München-Rosenheim 

+ 33,2 

(24) 

Frankf urt- D arm s t adt 

+ 21,0 

(18) 

Köln 

+ 17,9 

(16) 

Düsseldorf 

+ 10,6 

(32) 

Regensburg-Weiden 

- 10,5 

(38) 

Berlin 

- 10,8 

(19) 

Trier 

- 12,9 

(22) 

Bamberg-Hof 

- 15,7 

(21) 

Mittel-Osthessen 

- 16,5 

(12) 

Göttingen 

- 16,2 

(10) 

Essen 

- 17,6 

(26) 

Saarland 

- 19,7 


Auf der anderen Seite ist der Naturhaushalt in einer 
Reihe von verdichteten Räumen schon heute stark an- 


9 Neuere Daten stehen z. Z. bundeseinheitlich nicht zur 
Verfügung. 
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Wanderungen zwischen Gebietseinheiten 
1967-1971 



Saldo 

auf 1000 Einwohner 


□Li 

unter 

- 

10 

nn 

— 10 bis unter 

— 

5 

□El 

— 5 bis unter 

+ 

2 

[~3~1 

+ 2 bis unter 

+ 

10 

□D 

+ 10 und mehr 




Niedrigster Wert -19.7 (26) Saarland 

Höchster Wert: 33.2 (34) Munchen-Rosenheim 

Bundesdurchschnitt: 0 








40 


-4- 

30 


.4. . i bi.inni.1 . 

20 10 0 10 




20 30 40 


Karte zum Bundesraumordnungsprogramrn Grundkarte: Kreisgrenzen VZ 1970, Gebietseinheiten BROP. Maßstab 1 : 4 000 000 



Wanderungen zwischen Gebietseinheiten 
1967-1971 



im Alter von 65 und mehr Jahren 





Niedrigster Wert: 

-65.8 

(38) 

Berlin 

1 


unter— 3 

Höchster Wert: 
Bundesdurchschnitt: 

+ 32,8 

0 

(20) 

Koblenz 

1 6 

— 3 bis 

unter + 3 





1 '7 1 

+ 3 bis 

unter + ' ! 




• 

LjU 

+ 12 bis 

unter + 20 



. 

* B B BBBBBbB t*B B B & B B B 

1P1 

+ 20 und mehr 

. 

60 50 

40 

30 20 

10 0 1 0 20 30 + 


Karte zum Bundesraumordnungsprogramm Grundkarte: Kreisgrenzen VZ 1970, Gebietseinheiten BROP. Maßstab 1 : 4 000 000 
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gespannt. In diesen Gebieten reagieren einzelne Be- 
völkerungsgruppen durch Abwanderung, insbesonde- 
re ältere Menschen, die nicht mehr an einen Arbeits- 
platz gebunden sind (vgl. S. 19). 

2.5 

Der großräumige Vergleich der Erwerbsstruktur, Infra- 
strukturausstattung, Siedlungsstruktur und Umweltsi- 
tuation ergibt zusammenfassend folgendes Bild (vgl. 
Karte S. 21): 

Gebietseinheiten mit hoher Verdichtung haben sich in 
den letzten Jahren durch Zuwanderung aus dem In- 
und Ausland weiter verdichtet (insbesondere GE 16, 
18, 24, 34). 

Diesen verdichteten Räumen stehen ländlich geprägte 
Gebietseinheiten im nördlichen Schleswig-Holstein 
(GE 1, 2), im westlichen und östlichen Niedersachsen 
(GE 4, 6, 7), im Mittelgebirge (GE 19), in der Westpfalz 
(GE 27) sowie im nord- und ostbayerischen Raum (GE 
22, 23, 32, 33) gegenüber, in denen keine Verdich- 
tungstendenzen, sondern Bevölkerungsverluste durch 
Binnenwanderung festzustellen sind. 


3 Verteilung der raumwirksamen Bundesmittel 
auf Gebietseinhelten In den Jahren 1969/70 

3.1 Verteilung der Gesamtmittel 

Für die Rechnungsjahre 1969/70 wurde erstmals die 
großräumige Verteilung von rund 40 Milliarden DM 
raumwirksamer Bundesmittel untersucht. Hierbei han- 
delt es sich im wesentlichen um Finanzmittel, mit 
denen öffentliche Anlageinvestitionen erstellt und zu 
einem geringeren Maße Investitionen im privatwirt- 
schaftlichen Bereich unterstützt bzw. induziert worden 
sind. Den räumlichen Bezugsrahmen für diese Regio- 
nalisierung bilden die Gebietseinheiten. 

Die Regionalisierung der investiven Bundesmittel ent- 
spricht für einen wesentlichen Teilbereich dem Auf- 
trag des § 4 Abs. 1 Satz 2 ROG, die langfristigen und 
großräumigen raumbedeutsamen Maßnahmen des 
Bundes zusammenfassend darzustellen. Es wird hier- 
mit insbesondere im Zuge der Fortschreibung dieser 
Darstellung die Möglichkeit geschaffen aufzuzeigen, 

— in welchem Umfang die Teilräume des Bundesge- 
biets an der Vergabe der raumwirksamen Mittel 
partizipiert haben, 

— in welchen Bereichen die Schwerpunkte öffentli- 
cher Investitionstätigkeit und Förderung lagen und 

— inwieweit der raumwirksame Mitteleinsatz zu ei- 
ner Beseitigung bestehender und zu erwartender 
Schwächen in der wirtschaftlichen und infrastruk- 
turellen Entwicklung beigetragen hat. 

Die Darstellung der raumwirksamen Mittelverteilung 
im gewählten Erfassungszeitraum läßt noch keine um- 
fassende Analyse der Effizienz öffentlicher Mittel zu. 
Erst im Zuge der Fortschreibung können durch einen 
Vergleich mit der strukturellen Ausgangssituation und 
den prognostizierten Entwicklungsaussichten im er- 
werbsstrukturellen Bereich die induzierten Arbeits- 
platzeffekte und im Infrastrukturbereich der jeweilige 


Kapazitätseffekt analysiert werden. Allerdings ist viel- 
fach, insbesondere bei der Bandinfrastruktur, eine Re- 
gionalisierung der Mittel nach dem Ort der Investitio- 
nen nicht in vollem Umfang möglich. 

Im einzelnen setzt sich der regionalisierte Gesamtbe- 
trag aus folgenden raumwirksamen Ausgaben zu- 
sammen: 

— Investitionen für die Infrastruktur 

24,9 Milliarden DM von Bundesressorts 

14,3 Milliarden DM von Bundessonderbehörden 

sowie 

— Investitionszulagen und -prämien in Höhe von 1,1 
Milliarden DM. 

Die in Form eines Steuerabzugs geleisteten Investi- 
tionsprämien sowie die auf Antrag von den Finanzäm- 
tern aus dem Einkommen- und Körperschaftsteuer- 
aufkommen gewährten Investitionszulagen gehen als 
Steuermindereinnahmen nicht nur zu Lasten des Bun- 
des. Sie werden von Bund und Ländern zu jeweils 47 
v. H. und von den Gemeinden zu 6 v. H. getragen. 

Die in absoluten DM-Beträgen ausgewiesenen Mittel 
verteilen sich schwerpunktmäßig auf die stark verdich- 
teten Gebietseinheiten, da hier die Mehrzahl der zu 
versorgenden Bevölkerung lebt. 

An der Vergabe raumwirksamer Mittel pro Kopf der 
Bevölkerung haben einige Gebietseinheiten, die ohne- 
hin eine ungünstige Ausgangslage aufweisen (vgl. II. 2) 
und/oder deren Entwicklungsaussichten negativ zu 
bewerten sind (vgl. II. 4), zumindest in den Jahren 1969 
und 1970 nur geringfügig partizipiert, so z. B. die Ge- 
bietseinheiten (8) Münster und (27) Westpfalz (vgl. 
Karte S. 22). 

Es muß jedoch berücksichtigt werden, daß spezifische, 
miteinander nicht vergleichbare Maßnahmen (z. B. 
Küstenschutz, Hochwasserschutz, Straßenbau bei topo- 
graphisch schwierigen Verhältnissen) in einigen Ge- 
bietseinheiten gerade in diesen Jahren zu einem rela- 
tiv hohen Anteil raumwirksamer Bundesmittel beige- 
tragen haben. Die großräumigen Aussagen über die 
Mittelverteilung sind deshalb später anhand der Er- 
gebnisse einer über einen längeren Zeitraum fortge- 
setzten Regionalisierung zu überprüfen. 

Die Wirkung der Mittelvergabe auf die Raumstruktur 
hängt allerdings nicht allein von der pro-Kopf- Summe 
ab, sondern ist jeweils im Zusammenhang mit den 
raum- und siedlungsstrukturellen Zielsetzungen zu se- 
hen. Derartige Ableitungen sind erst langfristig bei 
einer Fortschreibung des Programms möglich. 

Unterteilt nach Sachbereichsgruppen sind in den Jah- 
ren 1969/70 im Bereiche des Bundes ausgegeben 
worden: 

— 33,3 Milliarden DM zur Erstellung infrastrukturel- 
ler Einrichtungen sowie 

— 7 Milliarden DM für die Förderung der Wirtschafts- 
struktur. 

Allerdings muß bei einer Gegenüberstellung der bei- 
den Bereiche berücksichtigt werden, daß bei der För- 
derung der Wirtschaftsstruktur ein Investitionsvolu- 
men induziert wird, das den Forderungsbetrag um ein 
Vielfaches übersteigt. Bei der Förderung der Wirt- 
schaf tsstruktur handelt es sich um eine staatliche Inve- 
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Verdichtungstendenzen 

Typisierung nach der Bevölkerungsdichte 1970, 
Veränderung der Bevölkerungsdichte 1961/1970, 
und dem Binnenwanderungssaldo 1967—1971 
auf 1000 Einwohner 



stark zunehmende Tendenz, Binnenwanderungsgewinn 

zunehmende Tendenz, * ) ausgeglichene bzw. leicht negative Binnenwanderung 
leicht zunehmende Tendenz/) ausgeglichene bzw. leicht negative Binnenwanderung 
stagnierende bzw. abnehmende Tendenz, Binnenwanderungsverlust 
stagnierende bzw. abnehmende Tendenz, starker Binnenwanderungsverlust 
*) hervorgerufen durch Außenwanderungsgewinn 


Bevölkerungsdichte 

Einwohner/Quadratkilometer 


E3 


¥ZA 




unter 200 
200 bis unter 400 
400 und mehr 


Grundkarte: Kreisgrenzen VZ 1970, Gebietseinheiten BROP. Maßstab 1 : 4 000 000 
Karte zum Bundesraumordnungsprogramm 




Raumwirksame Mittel insgesamt 
1969/1970 



DM pro Einwohner 
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Raumwirksame Bundesmittel für Infrastruktur 
1969/1970 

(ohne Investitionszulagen und Prämien) 





Allgemeine Dienste, Verwaltung 
Energie- und Wasserwirtschaft 
Sozialwesen 
Bildungswesen 

Verkehrs- und Nachrichtenwesen 
Wohnungs- und Städtebau 


-0- BRD 


0,5 1.0 1.5 

Raumwirksame Mittel in Mrd. OM 


!»H» 
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stitionsförderung privater Unternehmen; Träger der In- 
frastrukturinvestitionen ist im wesentlichen die öffent- 
liche Hand. 

3.2 Verteilung der Mittel im Bereich der Infrastruktur 

Gemessen in absoluten DM-Betragen lagen die 
Schwerpunkte der Inf rastruktur ausgab en (vgl. Karte S. 
23) vorwiegend in Gebietseinheiten mit hoher Ver- 
dichtung, da hier eine große Bevölkerungszahl zu ver- 
sorgen ist. Jedoch zeigt die auf die Einwohnerzahl 
bezogene regionale Verteilung der Ausgaben, daß von 
einer generellen Begünstigung aller Gebietseinheiten 
mit hoher Verdichtung nicht gesprochen werden kann. 

So war für einige stärker verdichtete Gebietseinheiten 
(GE 15, 16, 30) der pro-Kopf-Anteil an diesen Bundes- 
mitteln, gemessen am Bundesdurchschnitt, relativ 
gering. 

Andererseits lagen Schwerpunkte des Mitteleinsatzes 
— berechnet je Kopf der Bevölkerung — auch in eini- 
gen vorwiegend ländlich geprägten Gebietseinheiten, 
z. B. GE 2, 19, 21, 32. Dennoch hat die bisherige Mittel- 
verteilung im Bereich der Infrastruktur nicht ausge- 
reicht, die Ausstattung derartiger Gebietseinheiten so 
zu verbessern, daß großräumige Disparitäten wirksam 
abgebaut werden konnten (vgl. Karte S. 25). 

3.3 Verteilung der Mittel im Bereich der Erwerbs- 
struktur 

Mit einem Gesamtbetrag von ca. 7 Milliarden DM 
(raumwirksame Bundesausgaben, ERP-MITTEL sowie 
Investitionszulagen und -prämien aus dem Einkom- 
men- und Körperschaftsteueraufkommen) ist für die 
Rechnungsjahre 1969/70 ein im Vergleich zu den Aus- 
gaben für Anlagen und Einrichtungen der Infrastruktur 
(33,3 Milliarden DM) geringer Betrag für die Förde- 
rung der Wirtschaftsstruktur verausgabt worden. In 
ihrer Wirkung auf die Regionalstruktur stehen diese 7 
Milliarden DM deshalb jedoch nicht hinter den Infra- 
strukturausgaben zurück, weil mit diesem Betrag An- 
lageinvestitionen von schätzungsweise mehr als 100 
Milliarden DM in wirtschaftlichen Bereichen induziert 
worden sind. Dieses durch die Regionalisierung jedoch 
nicht erfaßte Investitionsvolumen erklärt sich daraus, 
daß die öffentliche Hand für die gewerbliche Wirt- 
schaft nur Investitionshilfen gewährt und nicht, wie in 
den Infrastruktur erei che n, Investitionen zum größten 
Teil selbst durchführt. 

Nach pro-Kopf-Werten berechnet, lagen demgegen- 
über z. B. die Gebietseinheiten 1, 2, 7, 11, 12, 19 und 26 
an der Spitze (vgl. Karte S. 26). Dies sind mit Ausnahme 
der GE 11 und 12 solche Gebietseinheiten, für die eine 
ungünstige Arbeitsplatzentwicklung prognostiziert 
worden ist (vgl. II. 4). 

Damit wird zwar erkennbar, daß im erwerbsstrukturel- 
len Bereich der Weg zur großräumigen Gegensteue- 
rung bereits eingeschlagen worden ist. Jedoch sind 
insbesondere in den ländlich geprägten Gebietsein- 
heiten noch keine ausreichenden Erfolge im Hinblick 
auf den Ausgleich großräumiger Disparitäten zu ver- 
zeichnen. Dabei darf aber nicht verkannt werden, daß 
z. B. in der regionalen Wirtschaftsförderung der Erfolg 
nicht allein am aufgewendeten DM-Betrag gemessen 
werden kann. Er ist vor allem in der Schaffung zusätz- 
licher, qualitativ besserer Arbeitsplätze zu sehen. 


Ausreichende Erfolge können nur dann erzielt werden, 
wenn 

— die Bemühungen zum Abbau beträchtlicher, groß- 
räumiger Disparitäten langfristig fortgesetzt 
werden, 

— eine Bündelung erwerbswirtschaftlicher und infra- 
struktureller Förderungsmaßnahmen intensiviert 
wird. 

Ferner ist bei einer Erfolgskontrolle zu berücksichti- 
gen, inwieweit aus diesen Fördergebieten erhebliche 
Beträge in Form von Anschlußaufträgen in die stärker 
verdichteten Räume abfließen und dort einen stimulie- 
renden Effekt erzielen. 

Im sektoralen Vergleich lag das Schwergewicht der 
Förderung beim Schiffsbau, beim Bergbau, bei der 
Stahlindustrie, beim mittelständischen Gewerbe und 
bei der Land- und Forstwirtschaft einschließlich der 
Fischerei. Diese sektoral orientierte Förderung kam 
z. B. besonders den Gebietseinheiten 7, 11, 26 zugute. 


3.4 Anforderungen an die Fortschreibung einer Dar- 
stellung der regionalen Mittelverteilung 

Bei der Regionalisierung raumwirksamer Mittel kön- 
nen aus zwei Rechnungsjahren nur bedingt Schlüsse 
gezogen werden. Erst die Analyse über einen längeren 
Zeitraum und unter Hinzuziehung weiterer Beurtei- 
lungskriterien wird eine größere Aussagekraft haben. 
Hier gilt es u. a. zu berücksichtigen, daß sich ein gro- 
ßer Teil raumwirksamer Bundesmittel auf Investitions- 
maßnahmen bezieht, die über einen zweijährigen Be- 
trachtungszeitraum weit hinausreichen und insbeson- 
dere erst nach ihrer Verwendung raumwirksame Fol- 
gewirkungen induzieren, deren Bedeutung nur lang- 
fristig zu erkennen ist. 

Ein weiterer nicht unerheblicher Teil dieser Bundes- 
mittel ist entweder nur als Spitzenfinanzierung oder 
mit einem größeren Anteil an der jeweiligen Gesamt- 
maßnahme verausgabt worden. Für eine Effizienzana- 
lyse der raumwirksamen Mittelverteilung ist es ferner 
wünschenswert, die Investitionstätigkeit und -förde- 
rung der gesamten öffentlichen Hand (Bund, Länder, 
Gemeinden und sonstige öffentlich-rechtliche Körper- 
schaften) zu erfassen. 

Die Aufteilung der raumwirksamen Bundesmittel in- 
nerhalb der Gebietseinheiten auf Verdichtungsräume 
und ländliche Gebiete oder auf das Zonenrandgebiet 
ist derzeit nicht möglich. Die investiven Mittel in ver- 
schiedenen Infrastrukturbereichen werden zwar in 
Verdichtungsräumen eingesetzt, kommen aber auch 
der Bevölkerung im gesamten Umland zugute; z. B. im 
Bereich des Erholungswesens kann auch eine umge- 
kehrte Wechselwirkung eintreten. 

Für die Fortschreibung ist jedoch zu prüfen, ob sich 
neben dem Vergleich der Verteilung raumwirksamer 
Mittel auf Gebietseinheiten mit hoher Verdichtung 
einerseits und ländlich geprägte Gebietseinheiten an- 
dererseits die Darstellung der raumwirksamen Mittel- 
verteilung so verfeinern läßt, daß auch eine Zuordnung 
zu einzelnen Gebietskategorien des Raumordnungsge- 
setzes möglich wird. 
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Raumwirksame Mittel für Infrastruktur 
1969/1970 



DM pro Einwohner 
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400 bis unter 500 
500 bis unter 600 
600 bis unter 700 
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Raumwirksame Mittel für Erwerbsstruktur 
1969/1970 
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4 Entwicklungstendenzen der regionalen Ar- 
beitsplatz- und Bevölkerungsverteilung bis 
1985 

Die vorliegende Prognose hat die Aufgabe, wahr- 
scheinliche, aber nicht notwendigerweise wünschens- 
werte raumordnungspolitisch bedeutsame Entwick- 
lungstendenzen in den Gebietseinheiten aufzuzeigen. 
Aus diesem Grund wird die Prognose auf der Grundla- 
ge von ,, Status quo-Bedingungen" durchgeführt. Es 
wird derjenige Entwicklungspfad für Arbeitsplätze 
und Bevölkerung vorausgeschätzt, der eintreten wür- 
de, wenn die gegenwärtigen raumordnungspolitischen 
Randbedingungen unverändert weitergelten und Bund 
und Länder einer zielgerechten raum- und siedlungs- 
strukturellen Entwicklung des Bundesgebiets — im 
Sinne dieses Programms — keine stärkere Bedeutung 
beimessen würden. Die Status quo-Prognose für das 
Bundesraumordnungsprogramm schließt mehrere 
Prognosevarianten mit ein, die für Bevölkerung und 
Arbeitsplätze einen Entwicklungspfad beschreiben, 
innerhalb dessen sich die wahrscheinlichen Entwick- 
lungslinien der 38 Gebietseinheiten unter Status quo- 
Bedingungen bewegen. 

Diese Prognose soll das zu erwartende Ausmaß der 
großräumigen Wanderungsbewegung erfassen, wel- 
ches aus der Arbeitsplatzentwicklung abgeleitet wer- 
den kann. Aus diesem Grunde werden als Leitgrößen 
für einen Entwicklungspfad der einzelnen Gebietsein- 
heiten unter Status quo-Bedingungen die Arbeitsplatz- 
und Bevölkerungsveränderungen vorausgeschätzt. 

Eine derartige Prognose ist im engen Zusammenhang 
mit der ,, Analyse der raumstrukturellen Ausgangsla- 
ge" zu sehen (vgl. II. 2). Während die Ausgangsanalyse 
aktuelle großräumige Disparitäten aufdeckt, zeigt die 
Prognose deutlich das künftige Ausmaß der räumli- 
chen Entwicklungsunterschiede Mitte der achtziger 
Jahre — insbesondere die Gefahren einer großräumi- 
gen Abwanderung der Bevölkerung aus bestimmten 
Teilräumen des Bundesgebiets in Gebietseinheiten 
mit hoher Verdichtung. 

Die Intensivierung der raumordnungspolitischen Maß- 
nahmen zur Verwirklichung der angestrebten großräu- 
mig ausgewogenen Raumstruktur (vgl. 1.2.1) wird 
durch die Ergebnisse dieser Prognose gestützt und 
gerechtfertigt. 

4.1 Entwicklungstendenzen für das Bundesgebiet 

Die Bevölkerungs- und Erwerbstätigenprognose ist zu 
Status quo-Bedingungen durchgeführt worden; sie 
stellt also keine Zielprojektion dar. Bei diesen Status 
quo-Prognosen für das Bundesgebiet und die Gebiets- 
einheiten handelt es sich um Berechnungen, denen 
nach einer bundeseinheitlichen Methode auch spezifi- 
sche, auf die Gebietseinheiten ausgerichtete Überle- 
gungen zugrunde liegen. 

4.1.1. 

Die Prognose der Bevölkerung umfaßt die Voraus- 
schätzung sowohl der natürlichen Bevölkerungsent- 
wicklung als auch des Außenwanderungssaldos. Seit 
der Volkszählung im Jahre 1970 ist die Zahl der Ein- 
wohner in der Bundesrepublik Deutschland von 60,7 


Millionen auf ca. 62,0 Millionen im Jahre 1974 ange- 
stiegen. Diese Zunahme ist im wesentlichen auf einen 
Zuwanderungsüberschuß von 1,1 Millionen bis 1,5 
Millionen Ausländern zurückzuführen. Die natürliche 
Bevölkerungsentwicklung in diesem Zeitraum war 
durch stark abnehmende Geburtenziffern gekenn- 
zeichnet. Diese Entwicklung wird voraussichtlich — 
mit sich abschwächender Tendenz — weiter anhalten. 
Bis 1985 ist von Sterbeüberschüssen auszugehen, so 
daß sich die heutige Bevölkerungszahl — lediglich 
unter Berücksichtigung von Geburten und Sterbefällen 

— bis 1985 auf 60,4 Millionen bis 60,8 Millionen Ein- 
wohner verringern wird. 

Die tatsächliche Höhe der Bevölkerungszahl wird je- 
doch wesentlich von dem zukünftigen Außenwande- 
rungssaldo bestimmt. Richtung und Ausmaß hängen 
insbesondere von 

— der Arbeitsplatzentwicklung in der Bundesrepu- 
blik, 

— den Entwicklungen innerhalb der anderen Länder 
der EG und im übrigen Ausland sowie 

— den Auswirkungen der Ausländerpolitik 
ab. 

Die Unsicherheit bei der Status quo-Prognose, insbe- 
sondere für die künftige Zahl der Ausländer in der 
Bundesrepublik, läßt es geraten erscheinen, für die 
Gesamtbevölkerung 1985 von einer relativ großen 
Bandbreite von ca. 59 Millionen bis 62 Millionen Ein- 
wohnern auszugehen 1 ). 

Die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (15 bis 65 
Jahre) wird durch das Hereinwachsen geburtenstarker 
Jahrgänge in diese Altersgruppe im Zeitraum 
1970/1985 um ca. 6 v. H. zunehmen. Dennoch steigt die 
Zahl der Erwerbstätigen (1970; 26,3 Millionen) nicht 
im gleichen Ausmaß, weil bei den 

— 15 bis 25jährigen davon ausgegangen werden 
kann, daß ein größerer Anteil eine weitergehende 
Ausbildung erhält und damit länger im Ausbil- 
dungssystem verbleibt, 

— 60 bis 65jährigen durch die Einführung der flexi- 
blen Altersgrenze sich die Erwerbszeit verringern 
wird. 

Auf der anderen Seite jedoch wird die Erwerbstätig- 
keit bei den 25 bis 55jährigen Frauen steigen — ein 
Trend, der sich auch in anderen Industrieländern be- 
obachten läßt; dies muß u. a. auch im Zusammenhang 
mit den sinkenden Geburtenhäufigkeiten gesehen 
werden. 

Diese verschiedenen, z. T. gegenläufigen Entwick- 
lungstendenzen und die Auswirkungen der wirtschaft- 
lichen Entwicklung auf den Arbeitsmarkt lassen nur 
eine Schätzung der Erwerbstätigenzahl für 1985 in 
einer Bandbreite von 26 bis 28 Millionen zu (s. Fuß- 
note). 

4.1.2 

Aus den vorliegenden Vorausschätzungen des sektora- 
len Arbeitsplatzwachstums lassen sich die wesentli- 
chen Tendenzen des Wandels der Beschäftigtenstruk- 
tur im Zeitraum 1970/85 ablesen, die maßgeblich die 

*) Diese Bandbreite der Schätzung wird bei der Fortschrei- 
bung des Programms zu überprüfen sein. 
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regionalen Wachstumsunterschiede und die Nachfrage 
nach Arbeitskräften beeinflussen: 

— weiterer starker Rückgang der Arbeitsplätze in der 
Landwirtschaft von 2,0 auf ca. 1,1 Millionen. 

— Rückgang der Arbeitsplätze in der standortabhän- 
gigen Industrie von 2,7 Millionen auf ca. 2,3 Mil- 
lionen. 

— Zunahme der Arbeitsplätze in der standortunab- 
hängigen Industrie von 5,7 Millionen auf ca. 6,1 
Millionen. 

— Weitere starke Zunahme der Arbeitsplätze im 
Dienstleistungsbereich von 15,8 Millionen auf ca. 
18,8 Millionen. 

Eine solche Veränderung des Arbeitsplatzangebotes 
liegt der oberen Variante der Status quo-Prognose und 
der Erwerbstätigenentwicklung zugrunde, von der das 
Programm im folgenden ausgeht. Bei darunter liegen- 
den Varianten innerhalb der Bandbreite dürfte die 
Zunahme der Arbeitsplätze, insbesondere im Dienst- 
leistungsbereich geringer ausfallen. 

Während in der Vergangenheit Industrie und Dienst- 
leistungsbetriebe auf beliebig disponible ausländische 
Arbeitskräfte zurückgreifen konnten, ist dies in Zu- 
kunft nicht mehr möglich. Die Nachfrage nach Arbeits- 
kräften in den wachstumsstarken Wirtschaftssektoren 
wird daher vornehmlich durch betriebliche Rationali- 
sierung gesenkt bzw. durch Mobilisierung zusätzlicher 
Erwerbspersonen (z. B. weitere Erhöhung der Erwerb- 
stätigkeit der Frauen durch vermehrte Teilzeitbeschäf- 
tigungsmöglichkeiten) befriedigt werden müssen. 
Nachteile für abwanderungsgefährdete Räume der 
Bundesrepublik wären bei der geplanten Zuzugsrege- 
lung für ausländische Arbeitnehmer allerdings zu be- 
fürchten, wenn im Falle eines konjunkturellen Auf- 
schwungs der Zuwanderungssog der überlasteten Ver- 
drchtungsräume sich verstärkt auf die deutschen und 
privilegierten ausländischen Arbeitnehmer aus den 
abwanderungsgefährdeten Räumen auswirkt und kei- 
ne entsprechende regionale Gegensteuerung erfolgt. 
Die Befriedigung einer regionalen Arbeitskräften- 
nachfrage durch eine Binnenwanderung aus anderen 
Gebietseinheiten — selbst wenn diese einen gewissen 
Überschuß an Arbeitskräften haben — entspräche aber 
nicht den raumordnungspolitischen Vorstellungen ei- 
ner zielgerechten Bevölkerungsverteilung (vgl. 1.2.1). 

4.2 Status quo-Prognose der regionalen Arbeits- 
platzentwicklung 

Die regionalen Unterschiede der Arbeitsplatzentwick- 
lung — die für die obere Variante berechnet wurden 

— sind durch die kombinierte Wirkung einer Vielzahl 
von Faktoren bedingt, so daß sich in kaum einem Fall 
eine allein ausschlaggebende Entwicklungskompo- 
nente nennen läßt. 

— Die künftige Arbeitsplatzentwicklung einer Ge- 
bietseinheit ist beispielsweise um so höher, je ge- 
ringer der Anteil der stark schrumpfenden Grund- 
bereiche (Landwirtschaft oder Bergbau) bzw. je 
größer der Anteil stark wachsender Industrieberei- 
che (Elektrotechnik oder Chemie) bzw. Dienstlei- 
stungsbereiche ist. 

— Es zeigte sich schon in den letzten Jahren, daß die 
regionale Attraktivität, d. h. der Freizeitwert, das 


Angebot an hochwertigen Infrastruktureinrichtim- 
gen bzw. der landschaftliche Reiz eines Gebietes 
maßgeblich seine Entwicklungsaussichten be- 
stimmt. 

— Auch das Vorhandensein eines regional ungenutz- 
ten Erwerbspotentials ist ein Faktor, der die Ent- 
wicklungsaussichten einer Region positiv beein- 
flußt. 

4.2.1 

Die Karte S. 29 zeigt, daß die traditionellen Wachs- 
tums- und Verdichtungsgebiete an der Achse Köln- 
Frankfurt-Mannheim/Ludwigshafen-Karlsruhe-Stutt- 
gart-München (Gebietseinheiten 18, 24, 28, 29, 30, 34) 
bis 1985 hohe Arbeitsplatzzuwachsraten haben wür- 
den, ebenso wie der südwestliche Raum an Oberrhein 
und Bodensee (Gebietseinheiten 36, 37). Je nach der 
Intensität des regionalen Wirtschaftswachstums muß in 
diesen Räumen mit folgenden Zuwachsraten an Ar- 
beitsplätzen gerechnet werden: 


Gebietseinheiten mit deutlich überdurchschnittlicher 
Arbeitsplatzentwicklung 1970 bis 1985 


Gebietseinheit 

in v. H. 

in 1 000 

(29) 

Oberrhein- 

Nords ch war zwald . . . 

15 

85 

(37) 

Oberrhein- 
Südschwarzwald .... 

15 

125 

(34) 

München-Rosenheim 

15 

194 

(30) 

Neckar-Franken .... 

13—12 

223—197 

(18) 

Köln 

13 

139 

(24) 

Frankfurt-Darmstadt . 

11 

157 

(28) 

Rhein-Neckar- 
Südpfalz 

11 

94 

(36) 

Alb - Ob ersch waben . . 

11 

71 


Diese regional konzentrierten Wachstumstendenzen 
widersprechen allerdings den raumordnungspoliti- 
schen Vorstellungen einer ausgewogenen Entwick- 
lung der Raum- und Siedlungsstruktur im Bundesge- 
biet und dürfen deshalb nicht als künftige Planungsda- 
ten zugrundegelegt werden; vielmehr soll gemäß 
III. 1.1 diesen Entwicklungstendenzen entgegenge- 
wirkt werden. 

4.2.2 

Eine gegenläufige Entwicklung würde voraussichtlich 
in Teilen des nördlichen, westlichen bzw. östlichen 
Randraumes der Bundesrepublik Deutschland stattfin- 
den. Hier liegen Gebiete, die von einem stark unter- 
durchschnittlichen Arbeitsplatzwachstum bzw. von ab- 
soluten Arbeitsplatzabnahmen bedroht sind. 

Neben den beiden traditionellen Montanrevieren an 
Ruhr (Gebietseinheit 15) und Saar (Gebietseinheit 26) 
sowie Berlin (Gebietseinheit 38) handelt es sich um 
vorwiegend ländlich strukturierte Gebiete Nord- 
deutschlands (Gebietseinheiten 1, 2, 4, 6, 7), des west- 
lichen Eifel-Hunsrück-Raumes der Westpfalz und Mit- 
tel-Osthessens (Gebietseinheiten 19, 27, 21) sowie des 
ostbayerischen Grenzraumes (Gebietseinheiten 22, 32, 
33). 
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Status quo - Prognose 

Arbeitsplatzentwicklung 

1970—1985 




Arbeitsplatzzuwachs 

in % der Arbeitsplätze 1970 


unter 5 
1 »6 1 5 bis unter 11 

1 1 und mehr 


Entwicklungstendenz 
deutlich unter -0- 
ausgewogen 
deutlich über 0 


Igster Wert 6% (38) Berlin (West) 

Höchster Wert i + 1 b % (29) Oberrhein Hochschwarzwald 


Grundkarte: Kreisgrenzen VZ 1970, Gebietseinheiten BROP, Maßstab 1 : 4 000 000 
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Gebietseinheiten mit stagnierender Arbeitsplatzent- 
wicklung 1970 — 1985 


Gebietseinheit 

in v. H. 

in 1 000 

(38) 

Berlin 

— 6 

—55 

(22) 

Bamberg-Hof 

0 

— 1 

(19) 

Trier 

0 

0 

(33) 

Landshut-Passau .... 

0 

— 1~( + )2 

(26) 

Saarland 

1—3 

4—13 

( 1) 

Schleswig 

2 

3 

(32) 

Regensburg-Weiden . 

2 

10 

(15) 

Essen 

2 

25 

( 6) 

Osnabrück 

3 

8 

( 2) 

Mittelholstein- 
Dithmarschen 

3 

14 

(21) 

Mittel-Osthessen .... 

3 

16 

(27) 

Westpfalz 

4 

8 

( 4) 

Lüneburger Heide . . . 

4 

9 

( 7) 

Ems 

4 

11 


Das regionale Arbeitsplatzwachstum dieser Gebiete 
wird letztlich davon abhängen, in welchem Ausmaß es 
gelingt, neue Industrie- und Dienstleistungsbetriebe 
anzusiedeln. 

4.2.3 

Die Prognose der Arbeitsplatzentwicklung zeigt, daß 
unter Status quo-Bedingungen bis Mitte der achtziger 
Jahre vor allem der süddeutsche Raum in seiner konti- 
nuierlichen Wirtschaftsentwicklung durch ein erhebli- 
ches Anwachsen der regionalen Disparitäten gefährdet 
ist. Hier liegen Gebiete mit sehr hohem Wachstums- 
druck relativ nahe zu Gebieten, die durch Stagnation 
gekennzeichnet sind. 

Im Gegensatz dazu weist der norddeutsche Raum (Ge- 
bietseinheiten 1 bis 7, 10, 11) keine so großen Dispari- 
täten in der Arbeitsplatzentwicklung auf. Er ist aller- 
dings durch eine unterdurchschnittliche Gesamtent- 
wicklung gekennzeichnet, einer der Gründe eines 
nordsüdlich gerichteten Wanderungsgefälles. 

4.3 Status quo-Prognose der regionalen Bevölke- 
rungsentwicklung 

Die regionale Bevölkerungsentwicklung in den einzel- 
nen Gebietseinheiten wird voraussichtlich stark unter- 
schiedlich verlaufen. 

— Regionale Altersstruktur-Unterschiede und unter- 
schiedliche regions-spezifische Fruchtbarkeitszif- 
fern werden auch künftig erhebliche Abweichun- 
gen in der natürlichen Bevölkerungsentwicklung 
zwischen den Gebietseinheiten bedingen. 

— Teile der erwerbsfähigen Bevölkerung mit ihren 
Familien werden voraussichtlich infolge relativ un- 
günstiger Arbeits- und Lebensbedingungen — wie 

. schon in der Vergangenheit (vgl. II. 1) — aus ver- 
schiedenen Gebietseinheiten abwandern. 

— Bei einer relativ hohen Fluktuation von Ausländern 
würden diese sich auch künftig auf einige wenige, 
zumeist Gebietseinheiten mit hoher Verdichtung 
konzentrieren. 

— Den Berechnungen liegt die obere Variante zu- 
grunde. 


4.3.1 

Ohne Wanderungen werden die meisten Gebietsein- 
heiten aufgrund ihres Geburtendefizits bis 1985 mit 
einer beträchtlichen Bevölkerungsabnahme zu rech- 
nen haben (vgl. Karte S. 31). Nennenswerte Geburten- 
überschüsse verzeichnen nur noch der nordwestliche 
Raum (Gebietseinheiten 6, 7, 8). Größere Geburtende- 
fizite weisen besonders Gebietseinheiten mit hoher 
Verdichtung auf. 

4.3.2 

Die regionale Bevölkerungsentwicklung wird daher 
künftig im entscheidenden Maße von den Wanderun- 
gen abhängen. 

Hohe Wanderungsgewinne von Erwerbstätigen mit ih- 
ren Familienangehörigen würden diejenigen Gebiete 
verzeichnen, die ein hohes Arbeitsplatzwachstum und 
einen Mangel an Arbeitskräften haben. Es handelt sich 
hierbei um die Achse Düsseldorf-Köln-Frankfurt- 
Mannheim/Ludwigshafen-Karlsruhe-Stuttgart-Mün- 
chen (Gebietseinheiten 16, 18, 24, 28, 29, 30, 34), er- 
gänzt um die norddeutschen Gebietseinheiten Ham- 
burg und Hannover (Gebietseinheiten 3, 10) sowie die 
Gebietseinheit (31) Ansbach-Nürnberg (vgl. Karte 
S. 32). 


Gebietseinheiten 

Wanderungssaldo 

1970 bis 1985 

in v. H. der 
Bevölkerung 
1970 

in 1 000 

(34) 

München- 




Rosenheim 

20 

540 

(24) 

Frankfurt 

12 

350 

(30) 

Neckar-Franken . . . 

12—10 

392—340 

(29) 

Oberrhein- 




Nordschwarzwald . . 

11 

138 

( 3) 

Hamburg 

10 — 8 

286—222 

(31) 

Ansbach-Nürnberg . 

10 — 8 

154—126 

(18) 

Köln 

9 

222 

(10) 

Hannover 

9 

174 

(37) 

Oberrhein- 




Südschwarzwald . . . 

9 — 8 

164—144 

(16) 

Düsseldorf 

8 

270 

(28) 

Rhein-Neckar- 




Südpfalz 

8 

142 


Diese regional konzentrierten Wachstumstendenzen 
widersprechen allerdings den raumordnungspoliti- 
schen Vorstellungen einer ausgewogenen Entwick- 
lung der Raum- und Siedlungsstruktur im Bundesge- 
biet und dürfen deshalb nicht als künftige Planungsda- 
ten zugrunde gelegt werden; vielmehr soll gemäß 
III. 1.1 diesen Entwicklungstendenzen entgegenge- 
wirkt werden. 

Ein Vergleich der prognostizierten Wanderungszahlen 
mit der prognostizierten Arbeitsplatzentwicklung (vgl. 
Karte S. 29) macht auf die Bedeutung der regionalen 
Bevölkerungsstruktur für die Entwicklungsaussichten 
einzelner Gebietseinheiten aufmerksam. 

Die Gebietseinheit Alb-Oberschwaben beispielsweise 
könnte wegen ihrer günstigen Bevölkerungsstruktur 
einen Teil des künftigen Arbeitsplatzwachstums aus 
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Status quo - Prognose 

Tendenzen der natürlichen Bevölkerungsentwicklung 



Veränderung in ‘ 


m 

-6 

bis 

unter 

unter 

CD CM 

1 1 

Niedrigster Wert: 
Höchster Wert: 
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-17,3 
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- 2,1 

(38) Berli 
( 7) Ems 
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-2 

bis 
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0 
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0 
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5 
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Karte zum Bundesraumordnungsprogramm 


Grundkarte: Kreisgrenzen V Z 1970, Gebietseinheiten BROP. Maßstab 1 : 4 000 000 



Status quo - Prognose 
Wanderungen der Bevölkerung 
1970-1985 



Wanderuncjssaldo 
in%der Einwohnei 1970 



unter 0 
Obis unter 8 
8 und mehr 


Abwand erungsl enden* 
Zuwander ’ungst enden? 
starke Zuwanderungstendenz 


Niedrigster Wert: — 1 1 (26) Saarland 

Höchster Wert: + 20 ( 34) München-Rosenheim 


6» Und k arte. Kreisyrenzen VZ 1970. Gebietseinheiten BROP. Maßstab 1 4 000 000 
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ihrem regionalen Erwerbspotential decken. Die Ge- 
bietseinheiten (3) Hamburg, (10) Hannover, (16) Düs- 
seldorf, (31) Ansbach-Nürnberg dagegen würden we- 
gen ihrer ungünstigen regionalen Altersstruktur sehr 
hohe Wanderungs gewinne benötigen, um für ein 
durchschnittliches Arbeitsplatzwachstum den Bedarf 
an Arbeitskräften zu decken. 

4.3.3 

Die Bevölkerung würde aus denjenigen Räumen des 
Bundesgebiets abwandem, in denen kein befriedigen- 


des Angebot an qualifizierten Arbeitsplätzen herr- 
schen würde. Hier wären insbesondere die Gebietsein- 
heiten (1) Schleswig und (4) Lüneburger Heide, der 
nord westdeutsche Raum, einschließlich des Ruhrge- 
bietes (Gebietseinheiten 6, 7, 8, 15), (21) Mittel-Ost- 
hessen sowie westliche Teilräume der Bundesrepublik 
(Gebietseinheiten 19, 20, 26, 27) und Ostbayem (Ge- 
bietseinheiten 22, 32, 33) von Abwanderungen 

bedroht. 


Gebietseinheit 

Wanderungssaldo 1970 bis 1985 

in % der 
Bevölkerung 

1970 

in 1 000 

(26) Saarland 

— 11 — ( — ) 9 

— 122 — ( — )104 

( 7) Ems 

-10 

- 78 

(19) Trier 

- 9 

- 44 

( 8) Münster . 

- 8 

- 86— (-) 84 

( 6) Osnabrück 

- 7 

- 44 

( 1) Schleswig 

- 6 

- 24 

(33) Landshut-Passau 

~ 6— {-) 5 

- 60— (-) 54 

(32) Regensburg-Weiden 

- 5 

- 48 

(15) Essen 

- 3 

-112 

(27) Westpfalz 

- 2 

- 10 

(21) Mittel-Osthessen 

- 1 

- 14 

(20) Koblenz 

- 1 

- 12 

( 4) Lüneburger Heide 

0 

- 2 


Nach jüngsten Prognoseberechnungen des Freistaats 
Bayern ergibt sich eine negative Entwicklung auch für 
die Gebietseinheit 

(22) Bamberg-Hof — 3 — 26 

4.4 

Konsequenzen aus den Entwicklungstendenzen der 
Arbeitsplatz- und Bevölkerungsverteilung für die Le- 
bensbedingungen in den Teilräumen der Bundesrepu- 
blik. 

4.4.1 

Das Gefälle in der Wirtschaftsstruktur von den zumeist 
verdichteten expandierenden Gebieten zu den stag- 
nierenden monostrukturierten oder ländlich geprägten 
Gebieten, wie es sich in der Arbeitsplatzprognose wi- 
derspiegelt, wird sich unter der Annahme von Status 
quo-Bedingungen voraussichtlich weiter verstärken. 

— Gebietseinheiten mit überdurchschnittlich hohem 
Arbeitsplatzwachstum würden mit ihren expandie- 
renden und sozial differenzierten Arbeitsmärkten 
künftig für einen Teil ihrer Bewohner überdurch- 
schnittlich gute berufliche und somit soziale Auf- 
stiegsmöglichkeiten schaffen. Allerdings würde ei- 
ne große regional konzentrierte Nachfrage nach 
ungelernten Arbeitskräften auch die Gefahr der 
Gettobildung sozialer Randgruppen in den betref- 
fenden Gebieten in sich bergen. Die sogenannten 
,,Gastarbeitergettos“ in einigen expandierenden 
Gebietseinheiten mit hoher Verdichtung zeigen 
deutlich, welche unüberwindlich erscheinenden 
Integrationsprobleme zu lösen sind, wenn dem re- 


gional konzentrierten Arbeitsplatzwachstum nicht 
entgegengewirkt würde. 

— Die Lebensbedingungen der Einwohner in Ge- 
bietseinheiten mit stagnierender Arbeitsplatzent- 
wicklung würden sidh infolge unterdurchschnittli- 
cher Lohnniveaus bzw. Einkommensverhältnisse, 
mangelnder Aufstiegsmöglichkeiten und unzurei- 
chender Sicherheit der Arbeitsplätze nur wenig 
oder überhaupt nicht verbessern. 

4.4.2 

Die Entwicklung der Umweltsituation würde zum Teil 
durch ein entgegengesetztes Gefälle geprägt sein. Der 
Natur-Haushalt in den verdichteten, tendenziell stark 
wachsenden Gebietseinheiten könnte überdurch- 
schnittlich in Anspruch genommen werden. Die Ab- 
wasserbelastung, die Luftverunreinigung, die Lärmbe- 
lästigung, die Ressourcenbeanspruchung könnten 
stark anwachsen und die Lebensbedingungen aller 
Einwohner beeinträchtigen. Allerdings zeichnet sich 
schon heute ab, daß auch in stagnierenden Gebietsein- 
heiten, aus denen die Bevölkerung abwandert, die 
Beanspruchung der Wasservorräte für die Trinkwas- 
serversorgung und die Umweltverschmutzung noch 
weiter zunehmen. 

4.4.3 

Im Bereich der Infrastrukturversorgung werden die bis 
1985 zu erwartenden räumlichen Disparitäten nicht so 
deutlich erkennbar wie in der Arbeitsplatzentwick- 
lung. Eine partielle Unterversorgung wird voraussicht- 
lich in stagnierenden wie in expandierenden Gebiets- 
einheiten vorliegen. In besonderem Maße dürfte dies 
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jedoch in ländlich geprägten Gebietseinheiten, die 
von Abwanderung bedroht sind, bei der qualifizierten 
Infrastruktur mit einem relativ großen Einzugsbereich 
(Hochschulen, Schwerpunkt- Krankenhäuser) ein- 
treten. 

In Gebietseinheiten mit hoher Verdichtung, für die 
sehr hohe Wandenmgsge winne prognostiziert werden, 
wird sich unter der Annahme von Status quo-Bedin- 
gungen dagegen die infrastrukturelle Grundversor- 
gung verschlechtern; außerdem könnten 

— die heute schon vielfach angespannte Situation auf 
dem Wohnungs- und Bodenmarkt sich weiter ver- 
schärfen, 

— der Individualverkehr weiter stark zunehmen und 
zu einer noch stärkeren Belastung des Straßennet- 
zes führen, 

— die Flächen für Sport- und Freizeitaktivitäten wei- 
ter eingeschränkt oder soweit an die Peripherie 


gedrängt werden, daß sie für die Naherholung 
schlechter erreichbar werden. 


4.4.4 

Diese Ergebnisse, die unter raumordnungspolitischen 
Status quo-Bedingungen zu erwarten wären, würden 
mit den in Abschnitt I festgelegten Zielen der Verbes- 
serung und Steigerung der Lebensqualität der Bevöl- 
kerung durch Abbau großräumiger Disparitäten nicht 
übereinstimmen. Großräumige Konzentrationsprozes- 
se auf der einen und Entleerungsprozesse auf der an- 
deren Seite werden auch bei rückläufiger Bevölke- 
rungsentwicklung die künftige raum- und siedlungs- 
strukturelle Entwicklung der Bundesrepublik Deutsch- 
land bestimmen, wenn dieser Entwicklung durch die 
Raumordnungspolitik von Bund und Ländern nicht 
wirksamer als bisher entgegengewirkt wird. 
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III. Großräumige Verteilung des verfügbaren Entwicklungspotentials 


1 Raumordnungspolitische Problem- und 
Schwerpunkträume 

Aus der Gegenüberstellung der „Ziele für die gesamt- 
räumliche Entwicklung des Bundesgebiets" (Ab- 
schnitt I) sowie der ,, Ausgangslage und Entwicklungs- 
tendenzen" (Abschnitt II) ergeben sich die in diesem 
Abschnitt dargelegten raumordnungspolitischen Kon- 
sequenzen. Sie betreffen 

— Problemräume der großräumigen Bevölkerungs- 
verteilung, in denen tendenzielle Wanderungsbe- 
wegungen größeren Umfangs unerwünschte Fol- 
gen für die Raum- und Siedlungsstruktur hätten; 

— Schwerpunkträume mit besonderen Struktur- 
schwächen, in denen eine verstärkte Mittelzuwei- 
sung erforderlich wird, um eine funktionsfähige 
Raum- und Siedlungsstruktur zu entwickeln; 

— den schwerpunktmäßigen Einsatz von raumwirksa- 
men investiven Mitteln in Entwicklungs Zentren 
und Achsen. 

In diesem Abschnitt wird dargelegt, wie das begrenzte 
Entwicklungspotential (Mittel und Ressourcen) nach 
raumordnungspolitischen Zielsetzungen möglichst 
wirkungsvoll einzusetzen ist. 

1.1 Problemräume der großräumigen Bevölke- 
rungsverteilung 

In den vergangenen 25 Jahren ist die Einwohnerzahl 
der Bundesrepublik Deutschland durch relativ hohe 
Wanderungsüberschüsse und durch Geburtenüber- 
schüsse stark ancfewachsen. Nach den im Abschnitt II. 4 
aufgezeigten Entwicklungstendenzen ist jedoch zu- 
mindest bis Mitte der achtziger Jahre kein weiteres 
Anwachsen der Bevölkerung mehr zu erwarten. Viel- 
mehr muß damit gerechnet werden, daß der erreichte 
Bevölkerungsstand allenfalls konstant bleiben wird; 
jedoch ist auch ein erheblicher Rückgang der Bevölke- 
rungszahl im Bundesgebiet nicht auszuschließen. 

Die in der Status -quo- Prognose (vgl. II. 4) vorausge- 
schätzten Zuwanderungsraten einer Reihe von Ge- 
bietseinheiten könnten in Zukunft kaum mehr aus dem 
Ausland, sondern fast nur noch durch Abwanderung 
aus anderen Gebietseinheiten erreicht werden. Diese 
Entwicklung birgt die Gefahr eines Anwachsens der 
großräumigen Abwanderung aus einer Reihe von Ge- 
bietseinheiten sogar über den prognostizierten Um- 
fang hinaus (vgl. II.4). Schon in der Vergangenheit 
(1967 bis 1971) war die Abwanderung von Erwerbsper- 
sonen aus einer Reihe von Teilräumen des Bundesge- 
biets beträchtlich (vgl. II. 2). 

Das Bundesraumordnungsprogramm geht jedoch da- 
von aus, daß in keiner Gebietseinheit Bevölkerungsab- 
nahmen durch Abwanderung eintreten sollten, also 
weder in den ländlich geprägten, schwach strukturier- 
ten Gebietseinheiten noch in stagnierenden Gebiets- 
einheiten mit hohem Verdichtungsanteil. 


Aus raumordnungspolitischer Sicht sind im Hinblick 
auf die angestrebte großräumige Bevölkerungsvertei- 
lung folqende Problemräume zu unterscheiden (vgl. 
Karte S. 36): 

— Räume mit tendenziell negativer Wanderungsbi- 
lanz gegenüber anderen Räumen der Bundesrepu- 
blik (abwanderungsgefährdete Räume) 

I Nördliches Schleswig-Holstein (Schleswig) 

II Nordwestdeutschland (Ems, Osnabrück, Mün- 
ster, Essen) 

III Westliches Rheinland-Pfalz und Saarland (Trier, 
Saar) 

IV Ostbayem (Bamberg-Hof, Regensburg-Weiden, 
Landshut-Passau) , 

— Räume mit tendenziell hoher Nachfrage nach Ar- 
beitskräften aus anderen Räumen der Bundesrepu- 
blik und aus dem Ausland (Räume mit Zuwande- 
rungsdruck) 

A Düsseldorf/Köln 
B Frankfurt 
C Stuttgart 
D München 

Jeder größere Wanderungsüberschuß in der Binnen- 
wanderung wird zukünftig in anderen Räumen per 
saldo empfindliche Abnahmen an Bevölkerung und 
Arbeitskräften bedeuten. Davon sind insbesondere die 
Problemräume I bis IV bedroht. In diesen Räumen muß 
eine verstärkte Förderung einsetzen, um das Entstehen 
großer Entleerungszonen im Bundesgebiet zu verhin- 
dern. Die Mittel müssen hier mit einer gewissen Priori- 
tät zugewiesen werden, weil sich einmal in Gang ge- 
kommene großräumige Abwanderungen in tendenzi- 
ell expandierende Gebietseinheiten nur schwer verrin- 
gern bzw. in Entwicklungszentren auffangen lassen. 

Soweit in einigen Gebietseinheiten zunächst noch Ge- 
burtenüberschüsse zu erwarten sind, sollen sie dort 
weitgehend gehalten werden. Soweit ein Bevölke- 
rungsrückgang auf dem allgemeinen Geburtenrück- 
gang beruht, sollte ein Ausgleich durch Zuwanderung 
nur begrenzt möglich sein. 

Der regional konzentrierte Nachfrage nach annähernd 
1 Million zusätzlichen Arbeitskräften (vgl. II. 2.4) in 
den Räumen mit Zuwanderungsdruck A bis D ist durch 
Orientierung dieses Nachfrageüberhanges auf die ab- 
wanderungsgefährdeten Räume entgegenzuwirken. 

Es entspricht den raumordnungspolitischen Zielvor- 
stellungen, daß sich bei abnehmender Bevölkerungs- 
zahl in allen Teilräumen des Bundesgebiets die Ar- 
beitsplatzentwicklung zunächst an der Entwicklung 
des regionalen Erwerbstätigenpotentials orientieren 
soll (vgl. 1.2.1). 

1.2 Schwerpunkträume mit besonderen Struktur- 
schwächen 

Die großen Strukturunterschiede zwischen den Ge- 
bietseinheiten sollen in der Weise abgebaut werden, 
daß die größten regionalen Strukturschwächen durch 
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verstärkte Mittelzuweisung ausgeglichen werden. Da- 
bei soll vom Prinzip der schrittweisen, kontinuierli- 
chen Engpaßbeseitigung ausgegangen werden: Die 
Struktur soll schwerpunktmäßig in den Gebietseinhei- 
ten verbessert werden, deren Ausstattungsniveau in 
mehreren Infrastrukturbereichen bzw. in der Erwerbs- 
struktur erheblich unter dem Bunde sdurchschnitt liegt. 

Die Gebietseinheiten mit besonderen Strukturschwä- 
chen sind in der Karte S. 38 zu Schwerpunkträumen 
zusammengefaßt. 

An regionalen Strukturschwächen werden in diesem 
Programm in einem ersten Ansatz nur besonders deut- 
liche großräumige Strukturunterschiede nachgewie- 
sen, die eine verstärkte Mittelzuweisung erfordern. 
Erst im Rahmen der Fortschreibung des Programms 
wird es möglich sein, die Messung solcher Strukturun- 
terschiede anhand eines Systems gesellschaftlicher In- 
dikatoren breiter abzustützen und zu verfeinern. 

1 . 2.1 

Die Infrastruktur soll vor allem in solchen Gebietsein- 
heiten verstärkt ausgebaut werden, in denen die Aus- 
stattungsdefizite in mehreren Infrastrukturbereichen 
besonders groß sind. 

Gleichzeitig soll in allen Gebietseinheiten sicherge- 
stellt werden, daß erhebliche Ausstattungsdefizite 
auch in nur einem Infrastruktursektor frühzeitig besei- 
tigt werden; damit soll dem Entstehen neuer großräu- 
miger Disparitäten rechtzeitig begegnet werden. In 
Gebietseinheiten, die bereits eine langfristig ausrei- 
chende Infrastrukturausstattung in einzelnen Berei- 
chen erreicht und somit keinen Nachholbedarf haben, 
muß das Niveau mindestens erhalten werden. Der Er- 
satzbedarf kann besonders in Gebietseinheiten mit ho- 
hem Ausstattungsniveau und hoher Bevölkerungsdich- 
te bedeutend sein. Er ist aus der überall erforderlichen 
Mittelzuweisung zu decken; das gilt auch für den Neu- 
bedarf an Infrastmktureinrichtxmgen aufgrund qualita- 
tiver Bedarfs Veränderungen. Dadurch sollen günstige 
Versorgungsgrade und ein hoher wirtschaftlicher Lei- 
stungsstand für die Zukunft gesichert werden. Dies gilt 
vor allem für Gebietseinheiten mit großen Verdich- 
tungsräumen. Alle diese Bedarfsarten haben ihre Be- 
deutung; das Bundesraumordnungsproijramm setzt je- 
doch den Hauptakzent auf den Ausgleich des größten 
Nachholbedarfs, für den eine verstärkte Mittelzuwei- 
sung erforderlich ist, weil zunächst ein wirksamer Ab- 
bau der großräumigen Disparitäten zur Erreichung 
überall gleichwertiger Lebensbedingungen besonders 
vordringlich ist. 

1 . 2 . 1. 1 

Maßstab für die regionale Steuerung der allgemeinen 
Infrastruktur! nvestitionen soll in stärkerem Maße als 
bisher die angestrebte Bevölkerungsverteilung unter 
Berücksichtigung der jeweiligen Altersgruppen sein. 
Mit dem Begriff der allgemeinen Infrastruktur werden 
hier insbesondere die Bereiche Bildungswesen, Ge- 
sundheitswesen, Sozialwesen, Freizeit, Sport, Erho- 
lung, Wohnungswesen, das Verkehrswesen und die 
sonstige technische Ver- und Entsorgung im kommu- 
nalen Bereich erfaßt. 

Die regional sich kumulierenden Schwächen in der 
allgemeinen Infrastruktur erfordern eine verstärkte 


Mittelzuweisung zur Verbesserung der Infrastruktur 
vor allem in ländlichen, dünn besiedelten Gebietsein- 
heiten. 

Der Nachholbedarf dieser Räume darf nicht aus- 
schließlich an dem Ausstattungsdefizit — berechnet 
pro Kopf der Bevölkerung — gemessen werden, son- 
dern die Benachteiligungen, die auf Grund geringer 
Tragfähigkeit und schlechter Erreichbarkeitsverhält- 
nisse gegeben sind, müssen eine angemessene Be- 
rücksichtigung finden (vgl. auch 1.2.3). 

Gebietseinheiten mit hoher Verdichtung können trotz 
relativ günstiger Ausstattungsgrade je Kopf der Bevöl- 
kerung in einzelnen Bereichen der Infrastruktur hohe 
absolute Mittelzuweisungen erhalten; das liegt daran, 
daß hier die große Bevölkerungszahl einen insgesamt 
hohen Bedarf erfordert. Gemessen pro Kopf der Bevöl- 
kerung werden es jedoch im allgemeinen geringere 
Beträge sein als in den Gebietseinheiten mit Schwä- 
chen vorwiegend in der Infrastruktur. 

1 .2.1.2 

Die für die Land- und Forstwirtschaft und für die ge- 
werbliche Wirtschaft notwendige wirtschaftsnahe In- 
frastruktur kann nicht wie die allgemeine Infrastruktur 
an der Einwohnerzahl gemessen werden. Maßgebend 
hierfür ist die räumliche Verteilung der Investitionshil- 
~fen zur Verbesserung der Wirtschaftsstruktur entspre- 
chend den Zielen und Erfordernissen der Raumord- 
nung und Landesplanung. Ein regional verstärkter 
Ausbau der wirtschaftsnahen Infrastruktur ist somit an 
die schwerpunktmäßige Verteilung regionalpoliti- 
scher Investitionshilfen zu koppeln. Darüber hinaus 
wird davon ausgegangen, daß überall eine bestimmte 
Ausstattung mit privaten, infrastrukturähnlichen Ein- 
richtungen der tertiären Sektoren Handel, Verkehr 
und sonstige Dienstleistungen sowie ein ausreichen- 
des Wohnungsangebot wünschenswert ist, um dadurch 
auch die Schaffung qualifizierter Arbeitsplätze zu un- 
terstützen. 

1.2.2 

Die überall angestrebten gleichwertigen Lebensver- 
hältnisse setzen ein bestimmtes Niveau wirtschaftli- 
cher Leistungskraft in allen Teilräumen des Bundesge- 
biets voraus. Eine angemessene regionale Verteilung 
der Bevölkerung läßt sich im wesentlichen nur errei- 
chen, wenn in allen Teilräumen vielseitige und sichere 
Arbeitsplätze vorhanden sind. Soweit sie fehlen, insbe- 
sondere in Gebietseinheiten mit Zonenrandgebietsan- 
teilen bzw. mit wirtschaftsschwachen Teilräumen, 
müssen sie durch verstärkte und schwerpunktmäßige 
Förderung privater Investitionen geschaffen werden. 
Schwerpunkträume mit besonderen Schwächen in der 
Erwerbsstruktur sind vor allem gekennzeichnet durch 

— ein prognostiziertes Arbeitsplatzdefizit unter be- 
sonderer Berücksichtigung des zu erwartenden 
Rückgangs der Zahl der Arbeitsplätze in den stand- 
ortabhängigen Industriezweigen (vgl. II.4), 

— ein niedriges Einkommensniveau der Beschäftig- 
ten im verarbeitenden Gewerbe und im Bergbau 
(vgl. II. 2) sowie 

— hohe Arbeitslosenquoten. 

Die darin zum Ausdruck kommende Strukturschwäche 
I macht eine verstärkte Mittelzuweisung erforderlich. 
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Die Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur 
vollzieht sich nicht nur als Ausgleich zwischen Ge- 
bietseinheiten, sondern insbesondere als schwer- 
punktmäßige Entwicklung von Teilen von Gebietsein- 
heiten. Regional wirtschaftliche Überlegungen haben 
eine Vielzahl weiterer raumrelevanter Faktoren zu be- 
rücksichtigen, die auch aus dem Gesetz über die Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaf tsstruktur" abzuleiten sind. 

Die in der Karte S. 38 ausgewiesenen Schwerpunkträu- 
me mit besonderen Schwächen, vorwiegend in der 
Erwerbsstruktur, sollen der regionalen und sektoralen 
Wirtschaftsförderung als großräumige Orientierung 
dienen. 

Sie schließen auch Strukturschwächen im Sektor Land- 
und Forstwirtschaft ein. Diese sollen je nach Bedarf 
und regionaler Agrarstruktur durch Mittelzuweisun- 
gen für Maßnahmen der Neuordnung durch Flurberei- 
nigung und zur Verbesserung der Produktions- und 
Arbeitsbedingungen in der Land- und Forstwirtschaft, 
für wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen sowie zur Verbesserung der Marktstruk- 
tur gemildert werden, um eine funktions- und lei- 
stungsfähige Agrarstruktur zu erreichen. Bevorzugte 
Mittelzuweisungen kommen auch für Vorranggebiete 
für Freizeit und Erholung sowie für solche mit beson- 
deren ökologischen Ausgleichsfunktionen in Betracht, 
wenn diese Funktionen nur durch vorwiegend land- 
oder forstwirtschaftliche Nutzung sichergestellt 
werden. 

In Schwerpunkträumen mit besonderen Struktur- 
schwächen, vorwiegend in der Erwerbsstruktur, ist ei- 
ner zu raschen Abnahme der landwirtschaftlichen Ar- 
beitskräfte entgegenzuwirken. Neben der Konkurrenz- 
fähigkeit der Landwirtschaft ist ihre Aufgabe zur Er- 
haltung der Landschaft als Kulturlandschaft zu berück- 
sichtigen. Außerdem sollen in der Landwirtschaft 
funktionsfähige Betriebstypen angestrebt werden, um 
im EG-Vergleich konkurrenzfähig zu bleiben. Ferner 
soll die Ausstattung mit wirtschaftsnaher Infrastruktur 
der Agrarproduktion entsprechend erfolgen. Derzeit ist 
die Agrarpolitik zur Erfüllung des § 2 Abs. 2 des Geset- 
zes über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes' ‘ vom 3. Sep- 
tember 1969 (BGBl. I. S. 1573), geändert durch Gesetz 
zur Änderung der Gesetze über die Gemeinschaftsauf- 
gaben vom 23. Dezember 1971 (BGBl. I. S. 2140), da- 
bei, räumliche und sachliche Schwerpunkte zu bilden, 
die bei der Fortschreibung des Programms hinsichtlich 
ihrer räumlichen Aspekte Berücksichtigung finden 
sollen. 

So wie sich in einem Raum die Strukturschwächen in 
mehreren Einzelbereichen gegenseitig verstärken, 
kann eine verstärkte Förderung eines Bereichs zu- 
gleich auch Strukturschwächen in anderen Bereichen 
abbauen helfen. So ist z. B. eine regionale Struktur- 
schwäche im Bereich der Land- und Forstwirtschaft 
meist nicht ausschließlich durch eine agrarstrukturelle 
Förderung zu beseitigen, sondern auch oder sogar vor- 
wiegend durch Förderung von Industrieansiedlungen. 
Die Gebietseinheiten, in denen wirtschaftliche Struk- 
turschwächen vorherrschen, bilden zum Teil größere 
zusammenhängende Schwerpunkträume, in denen 
zum Teil die wirtschaftlichen noch durch infrastruktu- 


relle Schwächen verschärft werden. Ihnen ist vor allem 
durch eine Verbesserung der räumlichen Makrostruk- 
tur sowie der überregionalen Verkehrseinbindung und 
der Energieversorgung entgegenzuwirken. 

1.2.3 

Die in allen Gebietseinheiten anzustrebende Umwelt- 
qualität soll langfristig gemäß Zielsystem (vgl. 1.1.2) 
unter raumbezogenen Aspekten vor allem erreicht 
werden durch: 

— Schutz der Regenerationsflächen vor funktionsbe- 
einträchtigenden Nutzungen; 

— Maßnahmen zur umweltfreundlichen Beseitigung 
von Abwässern und Abfallstoffen einschließlich 
Weiter- und Wiederverwendung; für die umwelt- 
schutzbezogene Infrastruktur ist insbesondere der 
Anschluß an vollbilogische Kläranlagen von Be- 
deutung; 

— Maßnahmen zum Immissionsschutz (Reinhaltung 
der Luft, Schutz vor Lärm). 

Ein Kernproblem ist die Beanspruchung zusätzli- 
cher Flächen für die Bebauung. Im Interesse der 
angestrebten Konzentration von Wohn- und Ar- 
beitsstätten sollen Siedlungsflächen, um der zu- 
nehmenden Zersiedlung und den damit einherge- 
henden Ökologischen Belastungen vorzubeugen, in 
größerem Umfang nur in Entwicklungszentren Ent- 
lastungsorten und zentralen Orten vermehrt wer- 
den. Außerdem ist zu berücksichtigen, daß in jeder 
Gebietseinheit der Nachholbedarf an Sport-, Frei- 
zeit- und Naherholungsflächen für die vorhandene 
Bevölkerung befriedigt werden kann. 


2 Grundsätze zur räumlichen Verteilung des 
Entwicklungspotentials 

In welchem Ausmaß die in Abschnitt III, 1 dargelegte 
regionale Schwerpunktbildung den Abbau großräumi- 
ger Disparitäten und eine Verbesserung der Raum- 
und Siedlungsstruktur bewirkt, hängt auch wesentlich 
von der Verteilung des Entwicklungspotentials (vgl. 
Karte S. 38) innerhalb der Gebietseinheiten ab. Unbe- 
schadet der Zuständigkeit der Länder für die Festle- 
gung von Zielen im Sinne des § 5 Abs. 2 ROG bedarf es 
auch hierfür eines bundeseinheitlichen Orientierungs- 
rahmens. 

Tragendes Prinzip für die innergebietliche Verteilung 
des Entwicklungspotentials ist eine konsequente 
Standortkonzentration und Bündelung von raumwirk- 
samen Förderungsmaßnahmen. Im Rahmen dieses Pro- 
gramms gilt dies insbesondere für Entwicklungszent- 
ren und großräumig bedeutsame Achsen (vgl. 1.2. 2.). 

2.1 Entwicklungszentren 

Entwicklungszentren sind von den Ländern so festzu- 
legen, daß sie ihre Aufgabe gemäß Abschnitt 1.2. 2 zum 
Abbau großräumiger oder innergebietlicher Disparitä- 
ten am besten erfüllen können. 

Dabei ist von folgenden Grundsätzen auszugehen: 

1. Die Zahl der Entwicklungszentren soll mit dem ver- 
fügbaren Entwicklungspotential in Einklang stehen. 
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Großräumig bedeutsame Achsen 

Stand: 1.1.1975 



Großräumig bedeutsame Achsen 


Verlauf der Achsen höherer Ordnung 
auf der Grundlage der Programme und 
Pläne der Länder 


( in Baden-Württemberg und Bayern ohne Abstufung) 

In dieser generalisierenden Darstellung sind vielfach mehrere parallel 
laufende Verkehrsstränge z u einer Achse zusammengefaßt 

Karte zum Bundesraumordnungsprogramm 



Verdichtungsräume gemäß Beschluß 
der Ministerkonferenz für Raumordnung 
vom 21. November 1968 


•jj Grenze und Nummer der Gebietseinheiten 
für das Bundesraumordnungsprogramm 

Die Karte zeigt die aus der Sicht der Raumordnung und 
Landesplanung erforderlichen großräumigen Kommunika- 
tionslinien ohne Prioritäten bezüglich ihres Ausbaus 
bis 1985 
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Wegen des knappen Entwicklungspotentials ist nur 
eine begrenzte Zahl auszuweisen; dabei ist die be- 
sondere Situation im Zonenrandgebiet zu berück- 
sichtigen. 

2. Entwicklungszentren sind insbesondere in Schwer- 
punkträumen mit besonderen Strukturschwächen 
festzulegen. Soweit in Gebietseinheiten, die nicht 
als Schwerpunkträume ausgewiesen sind, für Teil- 
gebiete besondere Strukturschwächen bestehen, 
können auch hier zum Abbau innergebietlicher 
Teildisparitäten Entwicklungszentren festgelegt 
werden; dies kommt in besonderem Maße im Zonen- 
randgebiet und in anderen Fördergebieten der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaf tsstruktur" in Betracht. 

3. Als Entwicklungszentren kommen in der Regel die 
in Programmen und Plänen der Länder festgelegten 
Ober- und Mittelzentren in Betracht. Es können zu 
Entwicklungszentren einerseits nicht alle Ober- und 
Mittelzentren, andererseits auch andere Orte be- 
stimmt werden, falls davon eine nachhaltige Wir- 
kung im Sinne der Zielvorstellungen dieses Pro- 
gramms zu erwarten ist. 

4. Entwicklungszentren sollen günstig in das innerge- 
bietliche Achsennetz eingebunden sein und mög- 
lichst eine günstige Lage zu den großräumig bedeut- 
samen Achsen aufweisen (vgl. Karte S. 40 und I. 2.2). 


2.2 Großräumig bedeutsame Achsen 

Großräumig bedeutsame Achsen sollen die gesamt- 
räumlichen Verflechtungen innerhalb der Bundesre- 
publik und mit dem Ausland sowie die Kommunika- 
tion zwischen den Gebietseinheiten sicherstellen (vgl. 
1 . 2 . 2 ). 

Für eine erste Festlegung dieser Achsen (vgl. Karte 

S. 40) sind zudem folgende Grundsätze berücksichtigt 
worden: 

Die großräumig bedeutsamen Achsen sollen 

— Verdichtungsräume miteinander verbinden, 

— periphere Räume, insbesondere das Zonenrandge- 
biet, in den großräumigen Leistungsaustausch ein- 
beziehen und 

— den von ihnen berührten Gebieten Lagevorteile 
vermitteln sowie strukturelle Entwicklungsimpulse 
geben. 

Der Ausbau des großräumig bedeutsamen Achsennet- 
zes soll vorran0g den in Abschnitt III. 1 ausgewiesenen 
Schwerpunkträumen zugute kommen. Für diese Räu- 
me soll sein Ausbau insbesondere der Verbesserung 
der Standortgunst der Entwicklungszentren und ihrer 
überregionalen Anbindung dienen. 

Das Netz der großräumig bedeutsamen Achsen soll in 
den Programmen und Plänen der Länder durch Achsen 
ergänzt werden, die eine ausreichende innergebietli- 
che Erschließung entsprechend der angestrebten Sied- 
lungsstruktur gewährleisten. 
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IV. Bedeutung des Programms für Bund und Länder 


Fortschieibung 

1. Dieses Programm beruht auf folgenden Erkennt- 
nissen: 

— Die Raum- und Siedlungsstruktur des Bundesge- 
biets zeigt imerwünschte Disparitäten zwischen 
einzelnen Teilräumen. 

— Der Einsatz der Instrumente und Mittel, welche 
die Raum- und Siedlungsstruktur zu beeinflus- 
sen vermögen, hat dieser ungleichgewichtigen 
Entwicklung nur unzureichend entgegenge- 
wirkt. 

— Die Verbesserung der Lebensqualität kann auch 
auf dem Gebiet der Raumordnung nur durch 
gemeinsame Bestrebungen auf allen Ebenen des 
politischen Entscheidungsprozesses erreicht 
werden. 

Bund und Länder haben mit diesem Programm Zielvor- 
stellungen für die langfristige Entwicklung gemein- 
sam erarbeitet. Damit ist das Programm Grundlage 
einer offenen, zukunftsweisenden Kooperation zwi- 
schen Bund und Ländern sowie zwischen den Ländern. 

1.1 

Dieses Programm konkretisiert die Ziele und Grund- 
sätze des Raumordnungsgesetzes (§§ 1 und 2 ROG) 
unter dem Aspekt einer langfristigen, großräumigen 
Entwicklung für die Bundesrepublik Deutschland in 
ihrer Gesamtheit. Es stellt den gesamträumlichen und 
überfachlichen Orientierungsrahmen dar, der es dem 
Bund und den Ländern ermöglichen oder erleichtern 
soll, für raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen 
eine größere Effizienz zu erreichen. Dies gilt auch für 
den Einsatz raum wirksamer Bundesmittel. Auf ent- 
sprechende Anpassung der raumwirksamen Planun- 
gen und Maßnahmen an die Zielaussagen dieses Pro- 
gramms werden der Bund und die Länder in eigener 
Verantwortung hinwirken. Als ein Programm der Koor- 
dinierung sollen es die Fachplanungen der Bundesres- 
sorts sowie die Landesplanung in den Ländern be- 
achten. 

1.2 

Dieses Programm bedeutet für den Bund: 

1 . 2.1 

Die Behörden des Bundes werden entsprechend § 3 
Abs. 1 ROG und Artikel 65 Satz 2 GG auf die Anpas- 
sung ihrer raumbedeutsamen Planungen und Maßnah- 
men an die Zielaussagen und Schwerpunktbestim- 
mungen des Programms hinwirken. Sie werden in ge- 
meinsamen Planungsgemien von Bund und Ländern 
auf eine Anpassung hinwirken. 

Dies gilt insbesondere für 

— die Gemeinschaftsaufgaben nach Artikel 91a GG: 

— Ausbau und Neubau von Hochschulen ein- 
schließlich Hochschulkliniken, 


— Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
Struktur, 

— Verbesserung der Agrarstruktur und des Kü- 
stenschutzes. 

Die Abgrenzung von Fördergebieten der Ge- 
meinschaftsaufgaben soll erst angepaßt wer- 
den, wenn das Bundesraumordnungsprogramm 
auf der Grundlage von Mittelbereichen fortge- 
schrieben ist (vgl. II. 1), 

— die Bildungsplanung und Forschungsförderung 
nach Artikel 91b GG, 

— die vom Bund mitfinanzierten Aufgaben nach Arti- 
kel 104 a Abs. 4 GG: 

— Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz, 

— Städtebauförderungsgesetz, 

— Wohnungsbauförderung, 

— Krankenhausfinanzierungsgesetz, 

— sowie für andere die Raumentwicklung beeinflus- 
sende Planungen, Aktivitäten und Maßnahmen. 

1.2.2 

Der für die Raumordnung zuständige Bundesminister 
wird darauf hinwirken, daß die durch das Programm 
konkretisierten Ziele und Grundsätze des Raumord- 
nungsgesetzes von allen Behörden des Bundes bei 
ihren raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen 
verwirklicht werden. 

1.2.3 

Der für die Raumordnung zuständige Bundesminister 
und die übrigen Behörden des Bundes werden bei der 
Abstimmung von raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen der Länder auf eine Berücksichtigung des 
Programms hinwirken. 

1.3 

Dieses Programm bedeutet für die Länder: 

Durch das Zusammenwirken von Bund und Ländern 
konnte eine gemeinsame Grundlage für die Koordinie- 
rung der Landesentwicklungsplanungen und -Pro- 
gramme mit den Zielvorstellungen der räumlich- struk- 
turellen Entwicklung des Bundesgebiets in seiner Ge- 
samtheit gewonnen werden. 

Die für die Raumordnung und Landesplanung zustän- 
digen Minister der Länder werden darauf hinwirken, 
daß die Programme und Pläne der Länder an die Ziel- 
aussagen und Schwerpunktbestimmungen dieses Pro- 
gramms nach Maßgabe des Landesplanungsrechts an- 
gepaßt werden. 

Die Länder sind erstmals in der Lage, auf der Grundla- 
ge einer für das gesamte Bundesgebiet vorgenomme- 
nen Analyse und Prognose der großräumigen Entwick- 
lungen ihre Pläne und Programme aufeinander abzu- 
stimmen. 
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1.4 

Aussagen des Programms, die in den Ländern als Ziele 
der Raumordnung und Landesplanung aufgestellt wer- 
den, sind von den Behörden des Bundes und der Län- 
der, den Gemeinden und den Gemeindeverbänden 
sowie den sonstigen in § 4 Abs. 5 ROG genannten 
Planungsträgern zu beachten (§ 5 Abs. 4 ROG). 

2. Dieses Programm ist auf baldige Fortschreibung an- 
gelegt. Denn mit ihm können nicht alle Probleme 
einer zukunftsorientierten Raumordnungspolitik ge- 
löst werden. Die Quantifizierung der Zielvorstellun- 
gen auf der Grundlage gesellschaftlicher Indikato- 
ren steht erst in den Anfängen. Die Diskussion über 
die Lösung verschiedener zukünftig bedeutsamer 
Fragen der Raumordnung und fachspezifischer Pro- 
bleme (z. B. Vorranggebiete, Hochleistungsschnell- 
bahn, Sozialbrache) ist noch nicht abgeschlossen. 
Das gleiche gilt auch für standortgebundene Funk- 
tionen von nationaler und übernationaler Bedeu- 
tung. 

Aber auch deshalb muß das Programm alsbald fortge- 
schrieben werden: 

— Die Abgrenzung der Gebietseinheiten bedarf der 
Fortschreibung (vgl. II. 1. S. 12). 

— Viele der zugrunde liegenden Daten werden schon 
nach kurzer Zeit überholt sein; darüber hinaus sol- 


len die Daten künftig so dargestellt werden, daß sie 
auch länderweise aggregierbar sind. 

— Die Entwicklung von Bevölkerung und Wirtschaft 
wird neue Tatbestände erzeugen. 

— Die Ergebnisse einer Erfolgskontrolle der raum- 
und siedlungsstrukturellen Entwicklung können 
eine Verbesserung oder Revision des raumord- 
nungspolitischen Instrumentariums erforderlich 
machen. 

— Neue wissenschaftliche Erkenntnisse werden zu 
raumordnungspolitischen Konsequenzen führen. 

— Die europäische Raumordnungspolitik steht erst in 
den Anfängen; mit zunehmender Konkretisierung 
müssen ihre Ergebnisse in die Raumordnungspoli- 
tik der Bundesrepublik Deutschland einfließen. 

Mit diesem Programm haben der Bund und die Länder 
den Anfang einer koordinierten Raumordnungspolitik 
für die gesamträumliche Entwicklung des Bundesge- 
biets gesetzt. Wie jedes neue Programm, so ist auch das 
Bundesraumordnungsprogramm Ergebnis und zu- 
gleich Beginn eines Prozesses der kritischen Ausein- 
andersetzung mit den zugrunde gelegten Zielvorstel- 
lungen und dem vorgesehenen Mitteleinsatz. So auf- 
gefaßt, wird das Programm eine Chance bieten, unsere 
Zukunft im Interesse der Menschen unseres Landes 
gestaltend zu beeinflussen. 
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